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Der Senat von Berlin
GPG – Covid-19-Krisenmanagement Arbeitsstab Rechtliche Fragen - Recht
Tel.: 9028 (928) 1692

An das

Abgeordnetenhaus von Berlin

über Senatskanzlei – G Sen 1 –

V o r l a g e

– zur Kenntnisnahme –

gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin und § 3 Satz 1 des Berliner

COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes über die

Zwölfte Verordnung zur Änderung der Dritten SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverordnung

Wir bitten, gemäß Artikel 64 Absatz 3 der Verfassung von Berlin und § 3 Satz 1 des
Berliner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes zur Kenntnis zu nehmen, dass
der Senat die nachstehende Verordnung erlassen hat:

Zwölfte Verordnung zur Änderung der
Dritten SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung

Vom 3. Dezember 2021

Auf Grund des § 2 Satz 1 und 2 des Berliner COVID-19-
Parlamentsbeteiligungsgesetzes vom 1. Februar 2021 (GVBl. S. 102) und § 32 Satz 1
und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 7 des Infektionsschutzgeset-
zes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom
22. November 2021 (BGBl. I S. 4906) geändert worden ist, sowie § 7 der COVID-19-
Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021
V1), die zuletzt durch Artikel 20a des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBl. I S.
4906) geändert worden ist, verordnet der Senat:
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Artikel 1
Änderung der Dritten SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung

Die Dritte SARS-CoV-2-Infektionsschutzmaßnahmenverordnung vom 15. Juni 2021
(GVBl. S. 634), die zuletzt durch Verordnung vom 23. November 2021 (GVBl. S. 1274)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Angabe zu § 10 wird wie folgt gefasst:

„§ 10 Zugang zu Dienstgebäuden und Verhalten im öffentlichen Raum“.

 b) Die Angabe zu § 21 wird wie folgt gefasst:

 „§ 21 Maskenpflicht in Büro- und Verwaltungsgebäuden“

2. § 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 3 werden die Wörter „gemäß Absatz 2“ gestrichen.
b) In Nummer 4 werden die Wörter „gemäß Absatz 2“ gestrichen.

3. § 8 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 6 Absatz 3“ durch die Angabe „§ 6 Absatz 2“

ersetzt.
b) In Absatz 6 wird die Angabe „Satz 1“ gestrichen.

4. In § 8a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe a wird die Angabe „3“ durch die Angabe „2“
ersetzt.

5. Die §§ 10 bis 11 werden wie folgt gefasst:
„§ 10

Zugang zu Dienstgebäuden und Verhalten im öffentlichen Raum

(1) Der Zugang zu den Dienstgebäuden des Landes Berlin ist für Besucherinnen und
Besucher beziehungsweise Kundinnen und Kunden nur unter der 3G-Bedingung mög-
lich. Der Nachweis ist beim Betreten der jeweiligen Behörde unaufgefordert vorzule-
gen. Die Behörde hat die Besucherinnen und Besucher in barrierefrei zugänglicher
Form über die behördlichen Zugangsregelungen zu informieren und Testangebote
nach § 6 Absatz 1 bereit zu stellen.
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(1a) Absatz 1 gilt auch für die Gerichtsgebäude des Landes Berlin; § 12 Absatz 2 sowie
die Vorschriften über die Sitzungspolizei bleiben unberührt. Für den Zutritt von Pro-
banden zu den Sozialen Diensten der Justiz kann die für die Justiz zuständige Senats-
verwaltung Ausnahmen von Absatz 1 zulassen.

(2) Eine medizinische Gesichtsmaske ist über die in § 28b Absatz 5 des Infektions-
schutzgesetzes genannten Verkehrsmittel hinaus zu tragen

1. in allen Fahrzeugen von nicht fahrzeugführenden Personen, sofern die Nutzung
des Fahrzeugs nicht ausschließlich mit Personen des engsten Angehörigen-
kreises erfolgt,

2. in Bahnhöfen und Fährterminals, sowie

3. in Aufzügen.

(3) Der Zugang zu Bahnsteigen und Fährterminals ist nur unter der 3G-Bedingung ge-
stattet.

§ 11
Veranstaltungen

(1) Eine Veranstaltung im Sinne dieser Verordnung ist ein zeitlich begrenztes und ge-
plantes Ereignis mit einer definierten Zielsetzung oder Absicht, einer Programmfolge
mit thematischer, inhaltlicher Bindung oder Zweckbestimmung in der abgegrenzten
Verantwortung einer Veranstalterin oder eines Veranstalters, einer Person, Organisa-
tion oder Institution, an dem eine Gruppe von Menschen teilnimmt. Versammlungen
im Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes und Artikel 26 der Verfassung von Berlin
stellen keine Veranstaltung dar. Für die in dieser Verordnung besonders geregelten
Veranstaltungen und Veranstaltungsformen gelten ausschließlich die dort jeweils ge-
nannten Vorgaben, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(2) Veranstaltungen in geschlossenen Räumen mit mehr als 20 zeitgleich anwesenden
Personen dürfen nur unter der 2G-Bedingung stattfinden. Personen, die bei Veranstal-
tungen künstlerische Darbietungen aufführen oder sonst für den Ablauf der Veranstal-
tung unabdingbare, nicht von anderen Personen vertretbare Beiträge einbringen, müs-
sen nicht zum Personenkreis nach § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 gehören, wenn sie
eine negative Testung im Sinne von § 6 nachweisen. Die Anwesenheit der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer ist zu dokumentieren. Für gastronomische Angebote auf Ver-
anstaltungen gilt § 18 Absatz 1 entsprechend.

(3) Auf Veranstaltungen im Freien sind die Zuweisung fester Plätze und die Bestuhlung
und Anordnung der Tische so vorzunehmen, dass zwischen Personen, die nicht zum
engsten Angehörigenkreis gehören, ein Mindestabstand von 1,5 Metern eingehalten
wird. Der Mindestabstand nach Satz 1 und § 1 Absatz 2 kann unterschritten werden,
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wenn alle anwesenden Besucherinnen und Besucher negativ getestet sind. An Veran-
staltungen im Freien mit mehr als 100 zeitgleich anwesenden Personen dürfen nur
Personen teilnehmen, die negativ getestet sind. Für Teilnehmerinnen und Teilnehmer
besteht eine Maskenpflicht, es sei denn, sie halten sich an einem festen Platz auf. Die
Anwesenheit der Teilnehmerinnen und Teilnehmer ist zu dokumentieren. Für gastro-
nomische Angebote auf Veranstaltungen gilt § 18 Absatz 1 entsprechend. Veranstal-
tungen im Freien können unter der 2G-Bedingung stattfinden, dann finden die Sätze 1
bis 4 sowie § 1 Absatz 2 keine Anwendung; Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die
Sätze 1 bis 7 gelten für Veranstaltungen in geschlossenen Räumen mit bis zu 20 zeit-
gleich anwesenden Personen entsprechend.

(4) Veranstaltungen im Freien mit mehr als 1 000 zeitgleich Anwesenden sind verbo-
ten. Veranstaltungen in geschlossenen Räumen mit mehr als 200 zeitgleich Anwesen-
den sind verboten.

(5) Abweichend von Absatz 4 können Veranstaltungen mit mehr als den dort genann-
ten zeitgleich anwesenden Personen, höchstens jedoch mit bis zu 2 500 zeitgleich
anwesenden Personen in geschlossenen Räumen und mit bis zu 5 000 zeitgleich an-
wesenden Personen im Freien, durchgeführt werden, sofern die Vorgaben des Hygie-
nerahmenkonzeptes der für Kultur, der für Wirtschaft oder der für Sport zuständigen
Senatsverwaltung, das mindestens Vorgaben zur maschinellen Belüftung enthalten
muss, eingehalten werden. Die Vorgaben des Absatzes 2 gelten unter den Vorausset-
zungen von Satz 1 auch für Veranstaltungen im Freien.

(6) Bei Beerdigungen und Feierlichkeiten anlässlich einer Beerdigung, Hochzeitsfei-
ern, Geburtstagsfeiern, Abschlussfeiern oder Feierlichkeiten anlässlich religiöser
Feste findet Absatz 2 nur bei mehr als 20 zeitgleich Anwesenden Anwendung. Dieser
Absatz findet keine Anwendung, wenn die jeweilige Veranstaltung gewerblich durch-
geführt wird. Private Veranstaltungen (Veranstaltungen im Familien-, Bekannten- oder
Freundeskreis) und private Zusammenkünfte, die nicht unter Satz 1 fallen, sind nur im
Kreise der Angehörigen eines Haushalts mit bis zu zwei Personen eines weiteren
Haushalts gestattet, Personen im Sinne von § 1 Absatz 3 gelten als ein Haushalt; Kin-
der bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres und Personen im Sinne von § 8 Absatz
2 Nummer 1 bis 4 bleiben, unabhängig von der Zugehörigkeit zu einem Haushalt, un-
berücksichtigt.

(7) In geschlossenen Räumen darf gemeinsam nur gesungen werden, wenn die in
einem Hygienerahmenkonzept nach § 5 Absatz 2 oder einer auf Grund von § 39 er-
lassenen Rechtsverordnung der für Kultur zuständigen Senatsverwaltung festgelegten
Hygiene- und Infektionsschutzstandards eingehalten werden. Satz 1 gilt nicht für das
Singen im engsten Angehörigenkreis.“
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6. In § 14 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „§ 10 Absatz 3 Nummer 2“ durch die
Angabe „§ 10 Absatz 2 Nummer 1“ ersetzt.

7. § 16 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 4 werden das Komma und das Wort „Weihnachtsmärkten“ gestrichen.
b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Weihnachtsmärkte können nur unter der 2G-Bedingung geöffnet werden; es
sind die Vorgaben der Zutrittssteuerung zu beachten.“

8. Die Überschrift zu § 21 wird wie folgt gefasst:
„§ 21

Maskenpflicht in Büro- und Verwaltungsgebäuden“

9. § 29 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Bibliotheken und Archive dürfen, soweit geschlossene Räume betroffen sind,
nur unter der 2G-Bedingung geöffnet werden.“

10. § 30 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Der Sport im Freien ist bei Unterschreitung des Mindestabstands nach § 1 Ab-
satz 2 nur unter der 3G-Bedingung, allein oder mit dem engsten Angehörigenkreis
nach § 1 Absatz 3 zulässig.“

11. § 31 wird wie folgt gefasst:
„§ 31

Gedeckte Sportanlagen, Fitness-, Tanzstudios und ähnliche Einrichtungen

(1) Die Sportausübung in gedeckten Sportanlagen, Fitness- und Tanzstudios und ähn-
lichen Einrichtungen ist nur unter der 2G-Bedingung zulässig, wobei abweichend von
§ 8a Absatz 2 Nummer 6 zusätzlich zu der Maskenpflicht nach § 2 nach Wahl der
Verantwortlichen einheitlich die Pflicht besteht, den Mindestabstand nach § 1 Absatz
2 einzuhalten, oder eine negative Testung nachzuweisen. Die Maskenpflicht besteht
nicht während der Sportausübung.

(1a) Die Nutzung sanitärer Anlagen und von Funktionsräumen ist nur unter der 2G-
Bedingung zulässig.

(2) Die Öffnung von Fitness- und Tanzstudios und ähnlichen Einrichtungen ist nur zu-
lässig, wenn die in einem gemeinsamen Hygienerahmenkonzept der für Sport und für
Wirtschaft zuständigen Senatsverwaltungen festgelegten Hygiene- und Infektions-
schutzstandards eingehalten werden. Das Hygienerahmenkonzept nach Satz 1 muss
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mindestens Vorgaben zu Personenobergrenzen, Terminbuchungs-pflichten und zur
Belüftung der Räume enthalten.

(3) Die 2G-Bedingung nach Absatz 1 gilt nicht

1. für den engsten Angehörigenkreis, soweit keine anderen Personen beteiligt sind;

2. für Bundes- und Landeskaderathletinnen und -athleten, Profiligen und Berufssport-
lerinnen und Berufssportler, wenn sie eine negative Testung im Sinne des § 6 nach-
weisen;

3. für ärztlich verordneten Rehabilitationssport oder ärztlich verordnetes Funktionstrai-
ning im Sinne des § 64 Absatz 1 Nummer 3 und 4 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch Artikel 7c des Ge-
setzes vom 27. September 2021 (BGBl. I S. 4530) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, in festen Gruppen von bis zu höchstens zehn Personen zuzüglich
einer übungsleitenden Person; bei besonderen im Einzelfall zu begründenden Härte-
fällen ist die Beteiligung weiterer Personen zulässig, soweit dies zwingend notwendig
ist, um den Teilnehmenden die Ausübung des Rehabilitationssports oder Funktions-
trainings zu ermöglichen; die Teilnehmenden müssen eine negative Testung im Sinne
des § 6 nachweisen; für die übungsleitenden oder weiteren betreuenden Personen gilt
§ 8a Absatz 2 Nummer 2 entsprechend; und

4. für Teilnehmende im Bereich der beruflichen Bildung; für diese gilt die Verpflichtung
nach § 8a Absatz 2 Nummer 2 entsprechend.

(4) Die Anwesenheit der die Einrichtungen nach den Absätzen 1 und 2 Nutzenden ist
zu dokumentieren.“

12. § 32 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Für die Nutzung von Hallenbädern gilt § 31 Absatz 1, 3 und 4 entsprechend.
Die 2G-Bedingung nach § 31 Absatz 1 gilt über § 31 Absatz 3 hinaus nicht für the-
rapeutische Behandlungen, die Teilnehmenden müssen jedoch eine negative Tes-
tung im Sinne des § 6 nachweisen; für die übungsleitenden oder weiteren betreu-
enden Personen gilt § 8a Absatz 2 Nummer 2 entsprechend.“

13. § 33 wird wie folgt gefasst:
„§ 33

Wettkampfbetrieb

(1) Der professionelle sportliche Wettkampfbetrieb ist zulässig, soweit er im Rahmen
eines Nutzungs- und Hygienekonzeptes des jeweiligen Sportfachverbandes stattfin-
det. Es gelten dieselben Regelungen wie für den Trainingsbetrieb gemäß §§ 30 bis 32.
Im Übrigen gelten die Vorgaben des § 11.
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(2) Die Durchführung von professionellen sportlichen Wettkämpfen im Freien kann von
den Verantwortlichen unter die 2G-Bedingung gestellt werden.

(3) Für den nicht professionellen sportlichen Wettkampfbetrieb gilt die 3G-Bedingung;
im Übrigen gilt Absatz 1 entsprechend.“

14. § 34 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Tanzlustbarkeiten und ähnliche Unternehmen im Sinne der Gewerbeordnung in
der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S. 202), die zuletzt
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S. 3504) geändert worden
ist, in der jeweils geltenden Fassung dürfen in geschlossenen Räumen nicht angebo-
ten werden. Tanzlustbarkeiten im Freien dürfen unter der 2G-Bedingung für den Pub-
likumsverkehr geöffnet werden. Im Übrigen gelten die Vorgaben der §§ 11 und 18.“

15. § 41 Absatz 3 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 11a werden nach der Angabe „§ 8a Absatz 2“ die Wörter „oder Ab-

satz 3“ eingefügt.

b) Nummer 14 wird wie folgt gefasst:
„entgegen § 10 Absatz 1 als Besucherin oder Besucher, Kundin oder Kunde ein
Dienst- oder Gerichtsgebäude des Landes Berlin aufsucht ohne zu dem in § 8
Absatz 2 Nummer 1 bis 4 genannten Personenkreis zu gehören und keine Aus-
nahme nach Absatz 1a Satz 2 vorliegt,“

c) In Nummer 15 werden nach der Angabe „§ 10“ die Wörter „Absatz 2“ eingefügt.

d) Es wird folgende neue Nummer 15a eingefügt:
„15a. entgegen § 10 Absatz 3 einen Bahnsteig oder ein Fährterminal aufsucht
ohne zu dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 genannten Personenkreis zu
gehören,“

e) Nummer 16 wird wie folgt gefasst:

„16.  entgegen § 11 Absatz 4 Satz 1 oder Absatz 5 als Verantwortliche oder Ver-
antwortlicher einer Veranstaltung im Freien die Einhaltung der zulässigen Teil-
nehmendenzahl nicht gewährleistet und keine Ausnahme nach Absatz 5 Satz 1,
§ 12 oder § 13 vorliegt oder im Fall von Absatz 5 die Regeln des Hygienerah-
menkonzepts der zuständigen Senatsverwaltung nicht einhält,“
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f) Nummer 20 wird wie folgt gefasst:

„20. entgegen § 11 Absatz 6 an einer privaten Veranstaltung oder privaten Zu-
sammenkunft mit mehr als der höchstens zulässigen Personenzahl teilnimmt,“

g) Nummer 35 wird wie folgt gefasst:

„35. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 6 keine FFP2-Maske trägt und keine Aus-
nahme nach § 2 Absatz 2 vorliegt oder wenn gemäß § 8a Absatz 2 Nummer 6
eine negative Testung verlangt wurde,

h) Nummer 36 wird wie folgt gefasst:

„36. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Gaststätten aufsucht, ohne zu dem in § 8
Absatz 2 Nummer 1 bis 4 genannten Personenkreis zu gehören und keine Aus-
nahme nach Halbsatz 2 vorliegt,“

i) Die Nummern 53 bis 54 werden wie folgt gefasst:

„53.  entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als verantwortliche Betreiberin oder verant-
wortlicher Betreiber eine Tanzlustbarkeit oder ein ähnliches Unternehmen in
geschlossenen Räumen anbietet,
53a. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als Besucherin oder Besucher an einer
Tanzlustbarkeit in geschlossenen Räumen teilnimmt,
54. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 2 als Besucherin oder Besucher eine Tanz-
lustbarkeit oder ein ähnliches Unternehmen im Freien aufsucht ohne zum in
§ 8a Absatz 2 Nummer 1 genannten Personenkreis zu gehören,“

16. In § 42 Absatz 2 wird die Angabe „19. Dezember 2021“ durch die Angabe „2. Ja-
nuar 2022“ ersetzt.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 8. Dezember 2021 in Kraft.
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A. Begründung:
a) Allgemeines:

Das Coronavirus SARS-CoV-2 stellt die gesamte Gesellschaft und das Gesundheits-
system weiterhin vor enorme Herausforderungen. Es besteht welt-, deutschland- und
berlinweit eine sehr dynamische und ernstzunehmende Gefährdungslage. Die Aus-
breitung des Virus und die dadurch hervorgerufene Erkrankung COVID-19 wird wei-
terhin als Pandemie eingestuft. Besonders ältere Menschen und solche mit vorbeste-
henden Grunderkrankungen sind von schweren Krankheitsverläufen betroffen und
können an COVID-19 sterben. Da derzeit keine spezifische Therapie zur Verfügung
steht und die Durchimpfungsrate in der Bevölkerung stagniert, müssen alle erforderli-
chen Maßnahmen ergriffen werden, um die weitere Ausbreitung des Virus zu verzö-
gern. Ziel ist es, durch eine weitgehende Eindämmung der Virusausbreitung eine Ver-
langsamung des Infektionsgeschehens zu erreichen, um Zeit für Fortschritte bei den
Impfungen zu gewinnen und die Belastung für das Gesundheitswesen insgesamt zu
reduzieren. Belastungsspitzen sollen vermieden und die bestmögliche medizinische
Versorgung für die gesamte Bevölkerung sichergestellt werden.

Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand von Wissenschaft und Forschung ist davon
auszugehen, dass der Hauptübertragungsweg von SARS-CoV-2 in der Bevölkerung
durch eine Infektion über Tröpfchen oder Aerosole erfolgt. Übertragungen kommen im
privaten und beruflichen Umfeld, aber auch bei Veranstaltungen und Ansammlungen
von Menschen vor. Besonders bei Letzteren kann es zu einer Vielzahl von Übertra-
gungen von SARS-CoV-2 (sog. „Superspreading“) kommen.

Aufgrund von §§ 28 Absatz 1, 28a Absatz 7 Infektionsschutzgesetz sind die notwendi-
gen Schutzmaßnahmen zu treffen, soweit und solange es zur Verhinderung der Virus-
ausbreitung erforderlich ist. Dies gilt auch bei Festsetzung von Maßnahmen durch
Rechtsverordnung gemäß § 32 Infektionsschutzgesetz. Die Schutzmaßnahmen müs-
sen angemessen gestaltet sein. Dabei sind die unterschiedlichen Gewährleistungsge-
halte und Verhältnismäßigkeitsanforderungen der jeweils betroffenen Grundrechte zu
beachten, insbesondere, wenn diese in ihrem Kerngehalt berührt oder vorbehaltlos
gewährleistet sind.

Das Robert Koch-Institut (RKI) schätzt die Gefährdung für die Gesundheit der Bevöl-
kerung in Deutschland insgesamt weiterhin als hoch ein. In den letzten Wochen ist es
weiter zu einem starken kontinuierlichen Anstieg der Sieben-Tage-Inzidenz in
Deutschland wie in Berlin auf neue Tageshöchstzahlen seit Beginn der Pandemie ge-
kommen. Es ist weiterhin mit einem Anstieg der COVID-19-Fälle in Deutschland zu
rechnen.
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Laut RKI hat sich die VOC Delta in Deutschland seit Ende Juni 2021 gegenüber den
anderen Varianten durchgesetzt. Medizinische Erkenntnisse deuten auf eine höhere
Übertragbarkeit der VOC Delta im Vergleich zur VOC Alpha hin. Des Weiteren könnten
Infektionen mit der Delta-Variante zu schwereren Krankheitsverläufen führen.

Weiter gibt es Hinweise darauf, dass Impfungen etwas besser vor einer Infektion mit
der VOC Alpha als einer mit der VOC Delta schützen, aber auch bei Infektionen mit
VOC Delta nach vollständiger Impfung ein hoher Schutz gegen Erkrankungen und
schwere Verläufe besteht.

Das Europäische Zentrum für die Prävention und die Kontrolle von Krankheiten (Euro-
pean Centre for Disease Prevention and Control – ECDC) schätzt das Risiko, das mit
der weiteren Verbreitung der VOC Delta einhergeht, für die Allgemeinbevölkerung als
„hoch“ bis „sehr hoch“ für einmal geimpfte oder nicht geimpfte Personen und für vul-
nerable Personen ohne vollen Impfschutz als „sehr hoch“ ein und warnt vor einer mit
einer verstärkten Ausbreitung einhergehenden Erhöhung der Hospitalisierungs- und
Sterberaten in allen Altersgruppen.

Es ist daher von entscheidender Bedeutung, die Übertragung und Ausbreitung von
SARS-CoV-2 weiterhin so gering wie möglich zu halten und Ausbrüche zu verhindern,
um Belastungsspitzen im Gesundheitswesen zu vermeiden. Ferner kann hierdurch
mehr Zeit für die weitere Produktion und Verteilung von Impfstoffen, die Durchführung
von Impfungen sowie die Entwicklung von antiviralen Medikamenten gewonnen wer-
den.

In der frühen Phase der bundesweiten Impfkampagne sind prioritär besonders vul-
nerable Bevölkerungsgruppen geimpft worden. Allerdings sind in der Folge mehr Fälle
jüngerer Patienten mit schweren Verläufen auf die Intensivstationen aufgenommen
worden, die zudem eine deutlich längere durchschnittliche Verweildauer auf der Inten-
sivstation aufweisen als hochbetagte Patienten. Hinzu kommt bei hochbetagten und
vulnerablen Gruppen, die entsprechend mehrheitlich zeitlich früher geimpft wurden,
das zwischenzeitliche Erfordernis einer ergänzenden Booster-Impfung zur Aufrechter-
haltung der weitgehenden Wirkung des Impfschutzes. Hierdurch und durch das Auf-
treten der dominierenden VOC Delta ist damit zu rechnen, dass die Belastung für die
Intensivstationen, trotz der bisherigen Erfolge bei der Impfkampagne insgesamt noch
größer wird. Insofern ist auch weiterhin damit zu rechnen, dass bei weiter stark stei-
genden Neuinfektionszahlen eine Überlastung des Gesundheitswesens einzutreten
droht. Dies könnte den Anteil der vermeidbaren Todesfälle weiter erhöhen.

Außerdem ist die Eindämmung des Infektionsgeschehens durch Maßnahmen der
Nachverfolgung von Kontaktpersonen ab einer Sieben-Tage-Inzidenz von 100 vielfach
nicht mehr möglich. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund der eingetretenen Do-
minanz der VOC Delta. Hierdurch vergrößert sich auch die Wahrscheinlichkeit, dass
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durch eine infizierte Person nun potentiell mehr weitere Menschen infiziert werden als
durch die bisher vorherrschenden Virusvarianten und somit auch mehr Kontaktperso-
nen – als potentiell ansteckungsverdächtige Menschen – nachverfolgt werden müss-
ten.

Ein weiterer wichtiger Grund für die möglichst enge Begrenzung des Infektionsgesche-
hens besteht darin, während der weiterhin intensiv laufenden Impfkampagne das Auf-
treten sogenannter escape-Virusvarianten zu vermeiden. Trifft eine hohe Zahl neu ge-
impfter Personen mit noch unvollständiger Immunität auf eine hohe Zahl von Infizier-
ten, begünstigt das die Entstehung von Virusvarianten, gegen welche die Impfstoffe
eine geringere Wirksamkeit aufweisen. Eine gänzlich ausbleibende Wirksamkeit der
Impfstoffe ist zwar unwahrscheinlich, jedoch erschwert schon eine geringere Wirksam-
keit die Ausbildung einer Herdenimmunität in der Bevölkerung und erfordert eine noch
höhere Impfbereitschaft in der Gesamtbevölkerung. Die Impfstoffe können zwar grund-
sätzlich auf solche Virusvarianten angepasst werden; dies erfordert jedoch einen
mehrmonatigen Vorlauf und dann eventuell eine Nachimpfung der Bevölkerung. Somit
ist es erforderlich, die Infektionszahlen niedrig zu halten, um die Wahrscheinlichkeit
einer Verschärfung und Verlängerung der Epidemie durch Virusvarianten zu senken.

Mit dem Anstieg der Durchimpfungsrate, einschließlich der vorzunehmenden Booster-
Impfungen, steht zu erwarten, dass perspektivisch die Neuinfektionszahlen weiter
niedrig bleiben. Damit besteht mehr und mehr wieder die Möglichkeit, dieser sich ver-
ändernden Gefahrenlage zu begegnen und verhängte Maßnahmen zurückzunehmen.
Dies muss behutsam und stufenwiese geschehen, um die erreichten und erreichbaren
Erfolge bei der Pandemiebekämpfung nicht zu gefährden.

Mit Inkrafttreten des Berliner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes vom 1. Feb-
ruar 2021 (GVBl. S. 102) trat neben die Verordnungsermächtigung aus § 32 Satz 1
des Infektionsschutzgesetzes die Verordnungsermächtigung nach § 2 Satz 1 des Ber-
liner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes. Der Landesgesetzgeber hat von sei-
ner verordnungsersetzenden Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 80 Absatz 4 des
Grundgesetzes nur in Teilen Gebrauch gemacht, indem er strengere Fristenregelun-
gen und eigene Regelungen zur Verhältnismäßigkeit zu treffender Maßnahmen formu-
liert hat. Auf diese Vorgaben bezieht sich die Verordnungsermächtigung in § 2 Satz 1
des Berliner COVID-19-Parlamentsbeteiligungsgesetzes. Die Verordnungsermächti-
gung des § 32 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes stellt hingegen in Verbindung mit
§§ 28 und 28a des Infektionsschutzgesetzes detaillierte Grenzen für die danach von
den Landesregierungen zu treffenden Maßnahmen zur Bekämpfung der SARS-CoV-
2 Pandemie auf, auf die auch § 2 Satz 1 und § 1 Absatz 1 des Berliner COVID-19-
Parlamentsbeteiligungsgesetzes verweisen. Hinsichtlich dieser Vorgaben stützt sich
der Senat auf § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a Absatz 7
des Infektionsschutzgesetzes.
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Die 12. Änderungsverordnung reagiert auf die weiterhin stark ansteigenden Infektions-
zahlen vorrangig ungeimpfter Personen u.a. mit einer Modifizierung der zuletzt einge-
führten verbindlichen 2G-Bedingung hin zu einer nunmehr erweiterten 2G-Bedingung
und erstreckt diese auf weitere Anwendungsbereiche.

Die Erweiterung ist grundsätzlich dergestalt geregelt, dass auch im Rahmen der 2G-
Bedingung vorrangig eine Maskenpflicht besteht bzw. dort, wo die Einhaltung einer
Maskenpflicht unter der 2G-Bedingung objektiv nicht möglich ist, nach Wahl der Ver-
antwortlichen einheitlich die Pflicht besteht, den Mindestabstand nach § 1 Absatz 2
einzuhalten oder das Erfordernis einer negativen Testung nach § 6.

In einzelnen Regelungsbereichen erscheint eine Erweiterung der 2G-Bedingung durch
eine vorrangige Maskenpflicht nicht zweckdienlich oder durchführbar. Daher besteht
je nach Sachgebiet in diesen Fällen entweder ein Wahlrecht der Verantwortlichen hin-
sichtlich der beiden verbliebenen Erweiterungs-Optionen, d.h. Mindestabstand oder
Negativtestung, oder es wird in der Verordnung verbindlich Mindestabstand oder Ne-
gativtestung als Erweiterung festgelegt.

Diese erweiterte 2G-Regel zielt darauf, das Zusammenkommen von Menschen, das
in den kalten Monaten des Jahres vorrangig in geschlossenen Räumen stattfindet, wo
die Menschen verstärkt den Aerosolen Dritter ausgesetzt sind, dort dahingehend zu
regulieren, dass durch die erweiterte 2G-Regel die Übertragungsgefahr in der Bevöl-
kerung verringert und die Dynamik des aktuellen Infektionsgeschehens unterbrochen
werden soll.

Gleichzeitig soll durch die erweiterte 2G-Regel die Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben für diejenigen umfassend möglich bleiben, die sich haben impfen lassen sowie
diejenigen, die entweder altersbedingt oder aufgrund medizinischer Kontraindikation
sich nicht impfen lassen konnten.

Die Verordnung reagiert schließlich auf die Änderungen des Infektionsschutzgesetzes
sowie der SARS-COV2-Arbeitsschutzverordnung. Soweit dort nunmehr im Rahmen
der konkurrierenden Gesetzgebung Regelungen getroffen werden, die zuvor landes-
rechtlich geregelt waren, entfallen nunmehr letztere Vorschriften.
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b) Einzelbegründungen:

Soweit einzelne Vorschriften durch die Neufassung geändert werden, erfolgt eine Be-
gründung lediglich insoweit als mit der Neufassung eine Änderung gegenüber der bis-
herigen Fassung verbunden ist. Im Übrigen wird auf die Begründungen zu den bishe-
rigen Fassungen verwiesen.

1. Zu Artikel 1

a) Zu Nummer 1

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen, die die entsprechenden Ände-
rungen am Verordnungstext nachvollziehen.

b) Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung aufgrund der Streichung des
bisherigen Absatzes 2.

c) Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung aufgrund der Streichung des
bisherigen Absatzes 2 des § 6.

d) Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

e) Zu Nummer 5

Zu § 10

Zu Absatz 1:

Die Änderung regelt, dass Dienstgebäude des Landes Berlin für Besucherinnen
und Besucher beziehungsweise für Kundinnen und Kunden nur unter der 3G-
Bedingung möglich ist. Die Zugangsregelungen sind barrierefrei zugänglich zu
machen. Zudem hat die jeweilige Behörde Testmöglichkeiten nach § 6 bereit zu
stellen. Neben dem Schutz der Mitarbeitenden der Einrichtungen dient diese
Zutrittsregelung auch dem Schutz der Besucherinnen und Besucher bzw. Kun-
dinnen und Kunden vor Ansteckungen durch andere Besucherinnen und Besu-
cher bzw. Kundinnen und Kunden.

Die Testung gemäß Satz 3 muss nicht zwingend im Dienstgebäude oder durch
eigene Dienstkräfte erfolgen. Wegen des engmaschigen Angebots an kosten-
losen Testmöglichkeiten im Stadtgebiet, der ggf. eingeschränkten räumlichen
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und/oder personellen Ressourcen in den Verwaltungen sowie etwaiger Eng-
pässe bei der Beschaffung von Schnelltests ist es hinreichend, Besucherinnen
und Besucher sowie Kundinnen und Kunden auf Testangebote Dritter ein-
schließlich privater Testzentren im zumutbar erreichbaren Nahbereich des
Dienstgebäudes zu verweisen.

Zu Absatz 1a:

Absatz 1 gilt grundsätzlich auch für die Gerichtsgebäude des Landes Berlin. Für
Sitzungen und sitzungsähnliche Veranstaltungen ist es den Gerichten jedoch
gemäß Satz 1 Halbsatz 2 unbenommen, im Rahmen ihrer Schutz- und Hygie-
nekonzepte nach § 12 Absatz 2 allgemein oder für bestimmte Ausnahmefälle
abweichende Regelungen zu treffen. Wegen des Geltungsvorranges des Ge-
richtsverfassungsgesetzes bleiben zudem die sitzungspolizeilichen Befugnisse
der/des jeweiligen Vorsitzenden unberührt.

Zu Absatz 2:

Die Änderung in Absatz 2 erweitert zum Zwecke des Infektionsschutzes die
Maskenpflicht über die in § 28b Absatz 5 des Infektionsschutzgesetzes genann-
ten Verkehrsmittel hinaus auf alle Fahrzeuge, sofern die Nutzung des Fahr-
zeugs nicht ausschließlich mit Personen des engsten Angehörigenkreises er-
folgt sowie auf Bahnhöfe und Fährterminals.

Zu Absatz 3:

Der neue Absatz 3 regelt, dass der Zugang zu Bahnsteigen und Fährterminals
nur unter der 3G-Bedingung gestattet ist. Die Änderung greift die Regelung zur
Anwendung der 3G-Bedingung in öffentlichen Verkehrsmitteln auf und vervoll-
ständigt diese.

Zu § 11

Zu Absatz 4:

Die Änderung in Absatz 4 legt grundsätzliche Personenobergrenzen von 1 000
zeitgleich anwesenden Personen im freien und 200 zeitgleich anwesenden Per-
sonen in geschlossenen Räumen fest. Diese Personenobergrenzen dienen an-
gesichts des sehr dynamischen Infektionsgeschehens zur Vermeidung großer
Menschenansammlungen und soll so insbesondere Masseninfektionen vermei-
den.

Zu Absatz 5:

Die Änderung in Absatz 5 regelt eine Ausnahme für den Fall, dass die Vorgaben
des jeweiligen Hygienerahmenkonzeptes der für Kultur, der für Wirtschaft oder
der für Sport zuständigen Senatsverwaltung eingehalten werden. Das jeweilige
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Hygienerahmenkonzept muss, sofern geschlossene Räume betroffen sind,
mindestens Vorgaben zur maschinellen Belüftung enthalten. In diesen Fällen
sind bis zu 5 000 zeitgleich anwesende Personen im Freien und bis zu 2 500
zeitgleich anwesende Personen in geschlossenen Räumen zulässig. Sofern
Veranstaltungen bei Veranstaltungen im Freien mehr als 1 000 zeitgleich an-
wesende Personen zugelassen sind, gilt die 2G-Bedingung.

Zu Absatz 6:

Die Änderung in Absatz 6 regelt allgemeine Kontaktbeschränkungen im Rah-
men privater Veranstaltungen und privater Zusammenkünfte. Diese sind nur im
Kreise der Angehörigen eines Haushalts mit bis zu zwei weiteren Personen ei-
nes weiteren Haushalts gestattet. Personen im Sinne von § 1 Absatz 3 gelten
dabei als ein Haushalt. Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres und
Personen im Sinne von § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 bleiben hierbei unberück-
sichtigt. Die Regelung dient dazu, in der Personengruppe der nicht geimpften
und nicht genesenen Personen mit besonders hohen Inzidenzen, die Anzahl
der Kontakte und damit die Zahl der Neuinfektionen zu beschränken.

f) Zu Nummer 6

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen.

g) Zu Nummer 7

Zu § 16

Zu Absatz 4:

Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung, die dem Umstand Rechnung
trägt, dass Beschränkungen für Weihnachtsmärkte ausschließlich in Absatz 5
geregelt werden.

Zu Absatz 5:

Die Änderung in Absatz 5 gibt für Weihnachtsmärkte die 2G-Bedingung vor.
Ergänzend sind die Vorgaben der Zutrittssteuerung zu beachten. Die Regelung
dient der Verhinderung größerer Infektionscluster, da auf Weihnachtsmärkten
mit nicht unerheblichen Personenandrang zu rechnen ist.

h) Zu Nummer 8

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

i) Zu Nummer 9

Zu § 29

Zu Absatz 3:
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Die Änderung stellt auch Bibliotheken und Archive, soweit geschlossene
Räume betroffen sind, unter die 2G-Bedingung.

j) Zu Nummer 10
Zu § 30

Die Änderung stellt den Sport im Freien bei Unterschreitung des Mindestab-
stands unter die 3G-Bedingung, allein oder mit dem engsten Angehörigenkreis.

k) Zu Nummer 11

Zu § 31

Zu Absatz 1:

Die Änderung betrifft die Anwendung der 2G-Bedingung bei der Sportausübung
in gedeckten Sportanlagen, Fitness-, Tanzstudios und ähnlichen Einrichtungen.
Zusätzlich zu der Maskenpflicht, besteht in diesem Bereich nach Wahl der Ver-
antwortlichen einheitlich die Pflicht den Mindestabstand einzuhalten oder eine
negative Testung nachzuweisen. Der neu eingefügte Satz 2 stellt klar, dass die
Maskenpflicht nicht während der Sportausübung gilt.

Zu Absatz 1a:

In dem neu eingefügten Absatz 1a wird geregelt, dass die Nutzung sanitärer
Anlagen und von Funktionsräumen nur unter der 2G-Bedingung zulässig ist.

Zu Absatz 3:

Die Ergänzung in Absatz 3 Nummer 2 regelt, dass die Ausnahme von der 2G-
Bedingung für Bundes- und Landeskaderathletinnen und -athleten, Profiligen
und Berufssportlerinnen und Berufssportler nur gilt, wenn diese eine negative
Testung im Sinne des § 6 nachweisen.

Die Ergänzung in Absatz 2 Nummer 3 bestimmt, dass Teilnehmende an ärztlich
verordnetem Rehabilitationssport oder ärztlich verordnetem Funktionstraining,
die von der 2G-Bedingung ausgenommen sind, eine negative Testung im Sinne
des § 6 nachweisen müssen. Für Übungsleitende oder weitere betreuende Per-
sonen gilt § 8a Absatz 2 Nummer 2 entsprechend. Demnach müssen diese,
Personen im Sinne von § 8a Absatz 2 Nummer 1 sein oder an jedem Tag ihres
Einsatzes eine negative Testung im Sinne von § 6 nachweisen, wobei die Ver-
antwortlichen in diesem Fall verpflichtet sind, das Ergebnis der Testung zu do-
kumentieren.
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l) Zu Nummer 12

Zu § 32

Die Änderung im Absatz 2 bestimmt, dass bei therapeutischen Behandlungen
in Hallenbädern, für welche die 2G-Bedingung nicht gilt, die Teilnehmenden
eine negative Testung im Sinne des § 6 nachweisen müssen. Für Übungslei-
tende oder weitere betreuende Personen gilt § 8a Absatz 2 Nummer 2 entspre-
chend. Demnach müssen diese, Personen im Sinne von § 8a Absatz 2 Nummer
1 sein oder an jedem Tag ihres Einsatzes eine negative Testung im Sinne von
§ 6 nachweisen, wobei die Verantwortlichen in diesem Fall verpflichtet sind, das
Ergebnis der Testung zu dokumentieren. Mit dieser Änderung wird dieser Be-
reich gleichlaufend zur Regelung für den Rehabilitationssport im Innenbereich
geregelt.

m) Zu Nummer 13
Zu § 33

Zu Absatz 1:
Die Änderung in Absatz 1 führt im Bereich der professionellen sportlichen Wett-
kämpfe durch einen Verweis auf Paragraphen 30 bis 32 zu einem regulatori-
schen Gleichlauf mit den Regelungen für den Trainingsbetrieb. Die Regelungen
für den Trainingsbetrieb gemäß den Paragraphen 30 bis 32 gelten entspre-
chend für den professionellen sportlichen Wettkampf. Im Übrigen gelten die
Vorgaben des § 11.

Zu Absatz 2:
Die Änderung in Absatz 2 ermöglicht es den Verantwortlichen professionelle
sportliche Wettkämpfe im Freien unter die 2G-Bedingung zu stellen.

Zu Absatz 3:

Die Änderung in Absatz 3 bestimmt, dass für den nicht professionellen Wett-
kampfbetrieb die 3G-Bedingung gilt sowie, dass im Übrigen Absatz 1 entspre-
chend gilt.

n) Zu Nummer 14

Zu § 34

Zu Absatz 1:

Die Änderung in Absatz bewirkt, dass Veranstaltungen, die eine Tanzlustbarkeit
darstellen oder einer solchen entsprechen in geschlossenen Räumen nicht an-
geboten werden dürfen. Es handelt sich nicht um eine generelle Schließung von
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Clubs und Diskotheken, diese können im Rahmen der für die Gastronomie gel-
tenden Vorschriften geöffnet bleiben. Tanzveranstaltungen dürfen jedoch nicht
stattfinden. Dies gilt in den Anwendungsbereichen der §§ 11 und 18.

o) Zu Nummer 15

Es handelt sich um Folgeänderung im Katalog der Ordnungswidrigkeiten, die die
inhaltlichen Änderungen am Normtext abbilden.

p) Zu Nummer 16

Die Geltungsdauer der Verordnung wird bis zum 2. Januar 2022 verlängert.

2. Zu Artikel 2

Artikel 2 regelt das Inkrafttreten der Verordnung.
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Berlin, den 3. Dezember 2021

Der Senat von Berlin

Michael Müller                Dilek Kalayci

Regierender Bürgermeister Senatorin für Gesundheit,

Pflege und Gleichstellung
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Anlage zur Vorlage an
das Abgeordnetenhaus

I. Gegenüberstellung der Verordnungstexte

Alte Fassung Neue Fassung

Dritte SARS-CoV-2-
Infektionsschutzmaßnahmenverord-

nung
Vom 15. Juni 2021
in der Fassung der

Elften Verordnung zur Änderung der
Dritten SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung

Vom 23. November 2021

Dritte SARS-CoV-2-
Infektionsschutzmaßnahmenverord-

nung
Vom 15. Juni 2021
in der Fassung der

Zwölften Verordnung zur Änderung
der Dritten SARS-CoV-2-

Infektionsschutzmaßnahmenverord-
nung

Vom 3. Dezember 2021
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§ 1 Grundlegende Hygienemaßnahmen
in der Pandemie

§ 2 Medizinische Gesichtsmaske und
FFP2-Maske

§ 3 Zutrittssteuerung

§ 4 Anwesenheitsdokumentation

§ 5 Schutz- und Hygienekonzept

§ 6 Nachweiserfordernisse eines negati-
ven Tests
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2. Teil Weitere Hygiene- und Schutzre-
geln für besondere Bereiche

Abschnitt 1 Gesellschaftliches Leben

§ 9 (aufgehoben)
§ 10 Maskenpflicht im öffentlichen Raum

§ 11 Veranstaltungen

§ 12 Besondere Veranstaltungen

§ 13 Parteiversammlungen

§ 14 Versammlungen
§ 14a (aufgehoben)

Abschnitt 2 Wirtschaftsleben

§ 15 Maskenpflicht

§ 16 Einzelhandel, Märkte

§ 17 Dienstleistungen

§ 18 Gastronomie

§ 19 Touristische Angebote, Beherber-
gung

Abschnitt 3 Arbeitsleben

§ 20 (aufgehoben)

§ 21 Maskenpflicht in Büro- und Verwal-
tungsgebäuden

§ 22 Testangebotspflicht

§ 23 Sitzungen der Beschäftigtenvertre-
tungen; Betriebs- und Personalver-
sammlungen

2. Teil Weitere Hygiene- und Schutzre-
geln für besondere Bereiche

Abschnitt 1 Gesellschaftliches Leben

§ 9 (aufgehoben)

§ 10 Zugang zu Dienstgebäuden und
Verhalten im öffentlichen Raum

§ 11 Veranstaltungen

§ 12 Besondere Veranstaltungen

§ 13 Parteiversammlungen

§ 14 Versammlungen

§ 14a (aufgehoben)

Abschnitt 2 Wirtschaftsleben

§ 15 Maskenpflicht

§ 16 Einzelhandel, Märkte

§ 17 Dienstleistungen

§ 18 Gastronomie

§ 19 Touristische Angebote, Beherber-
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Abschnitt 3 Arbeitsleben

§ 20 (aufgehoben)

§ 21 Maskenpflicht in Büro- und Verwal-
tungsgebäuden

§ 22 Testangebotspflicht

§ 23 Sitzungen der Beschäftigtenvertre-
tungen; Betriebs- und Personalver-
sammlungen



22

Abschnitt 4 Bildung

§ 24 Kindertagesförderung

§ 25 Schulen

§ 26 Hochschulen

§ 27 Weitere Bildungseinrichtungen

§ 28 Berufliche Bildung

Abschnitt 5 Kultur

§ 29 Kulturelle Einrichtungen

Abschnitt 6 Sport und Freizeit

§ 30 Allgemeine Sportausübung

§ 31 Gedeckte Sportanlagen, Fitness-,
Tanzstudios und ähnliche Einrichtungen

§ 32 Schwimmbäder

§ 33 Wettkampfbetrieb

§ 33a 2G-Bedingung im Sportbereich

§ 34 Freizeiteinrichtungen

Abschnitt 7 Gesundheit, Pflege und So-
ziales

§ 35 Gesundheitseinrichtungen, Kran-
kenhäuser

§ 36 Pflege

§ 37 Eingliederungshilfe, Sozialhilfe,
Wohnungslosenhilfe

3. Teil Verordnungsermächtigung; Über-
gangs- und Schlussvorschriften

§ 38 (aufgehoben)
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§ 29 Kulturelle Einrichtungen

Abschnitt 6 Sport und Freizeit

§ 30 Allgemeine Sportausübung

§ 31 Gedeckte Sportanlagen, Fitness-,
Tanzstudios und ähnliche Einrichtungen

§ 32 Schwimmbäder

§ 33 Wettkampfbetrieb

§ 33a 2G-Bedingung im Sportbereich

§ 34 Freizeiteinrichtungen

Abschnitt 7 Gesundheit, Pflege und So-
ziales

§ 35 Gesundheitseinrichtungen, Kran-
kenhäuser

§ 36 Pflege

§ 37 Eingliederungshilfe, Sozialhilfe,
Wohnungslosenhilfe

3. Teil Verordnungsermächtigung; Über-
gangs- und Schlussvorschriften

§ 38 (aufgehoben)
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§ 39 Verordnungsermächtigung

§ 40 Einschränkung von Grundrechten

§ 41 Ordnungswidrigkeiten

§ 42 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 39 Verordnungsermächtigung

§ 40 Einschränkung von Grundrechten

§ 41 Ordnungswidrigkeiten

§ 42 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 6
Nachweiserfordernisse eines negati-

ven Tests

(1) Soweit nach dieser Verordnung vor-
geschrieben ist, dass Personen negativ
auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 getestet sein oder ein ne-
gatives Testergebnis einer mittels eines
anerkannten Tests durchgeführten Tes-
tung auf eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 vorlegen müssen, ist
diese Voraussetzung dadurch zu erfül-
len, dass die Person

1. vor Ort einen Point-of-Care
(PoC)-Antigen-Test auf eine Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 durchführen lässt und dieser
ein negatives Testergebnis zeigt
(„Teststelle vor Ort“),
2. unter der Aufsicht der oder des
jeweils Verantwortlichen oder von
ihr oder ihm beauftragten Personen
einen Point-of-Care (PoC)-Antigen-
Test auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 zur
Selbstanwendung vornimmt und
dieser nach korrekter Durchführung
ein negatives Testergebnis zeigt
(„erweiterte Einlasskontrolle“),

3. der oder dem jeweils Verantwort-
lichen oder von ihr oder ihm beauf-
tragten Personen eine schriftliche
oder elektronische Bescheinigung

§ 6
Nachweiserfordernisse eines negati-

ven Tests

(1) Soweit nach dieser Verordnung vor-
geschrieben ist, dass Personen negativ
auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 getestet sein oder ein ne-
gatives Testergebnis einer mittels eines
anerkannten Tests durchgeführten Tes-
tung auf eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 vorlegen müssen, ist
diese Voraussetzung dadurch zu erfül-
len, dass die Person

1. vor Ort einen Point-of-Care
(PoC)-Antigen-Test auf eine Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 durchführen lässt und dieser
ein negatives Testergebnis zeigt
(„Teststelle vor Ort“),
2. unter der Aufsicht der oder des
jeweils Verantwortlichen oder von
ihr oder ihm beauftragten Personen
einen Point-of-Care (PoC)-Antigen-
Test auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 zur
Selbstanwendung vornimmt und
dieser nach korrekter Durchführung
ein negatives Testergebnis zeigt
(„erweiterte Einlasskontrolle“),

3. der oder dem jeweils Verantwort-
lichen oder von ihr oder ihm beauf-
tragten Personen eine schriftliche
oder elektronische Bescheinigung
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gemäß Absatz 2 über ein negatives
Testergebnis eines innerhalb der
letzten 24 Stunden durchgeführten
Point-of-Care (PoC)-Antigen-Tests
oder Selbsttests auf eine Infektion
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
vorlegt, oder

4. der oder dem jeweils Verantwort-
lichen oder von ihr oder ihm beauf-
tragten Personen eine schriftliche
oder elektronische Bescheinigung
gemäß Absatz 2 über ein negatives
Testergebnis eines aktuellen PCR-
Tests auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2, das
nicht älter als 48 Stunden ist, vor-
legt.

(2) Soweit nach dieser Verordnung vor-
geschrieben ist, dass Personen negativ
auf eine Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 getestet sein müssen, gilt
dies nicht für Kinder bis zum vollendeten
6. Lebensjahr sowie für Schülerinnen
und Schüler, die einer regelmäßigen Te-
stung im Rahmen des Schulbesuchs un-
terliegen. Der Nachweis der Schülerei-
genschaft und der damit einhergehenden
regelmäßigen Testung im Rahmen des
Schulbesuchs gilt insbesondere durch
Vorlage eines gültigen Schülerauswei-
ses als erbracht. Für Kinder, die im Rah-
men des Besuches einer Kindertages-
stätte einer regelmäßigen Testung unter-
liegen, gilt eine nach dieser Verordnung
vorgeschriebene Pflicht, negativ getestet
zu sein, nicht.
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liegen, gilt eine nach dieser Verordnung
vorgeschriebene Pflicht, negativ getestet
zu sein, nicht.

§ 8
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(1) Die 3G-Bedingung gibt Verantwortli-
chen auf, Einrichtungen, Betriebe, Ver-
anstaltungen und ähnliche Unterneh-
mungen nur für geimpfte, genesene oder
getestete Personen zugänglich zu ma-
chen.
(2) Folgenden Personen ist der Zugang
zu Einrichtungen, Betrieben, Veranstal-
tungen und ähnlichen Unternehmungen
unter der 3G-Bedingung eröffnet:
1. Geimpften Personen, die mit einem
von der Europäischen Union zugelasse-
nen Impfstoff gegen Covid-19 geimpft
sind und deren letzte erforderliche Imp-
fung mindestens 14 Tage zurückliegt,

2. Geimpften Personen, denen in einem
Drittland außerhalb der Europäischen
Union ein Impfzertifikat für einen verab-
reichten COVID-19-Impfstoff ausgestellt
wurde, der einem der in Artikel 5 Absatz
5 der Verordnung (EU) 2021/953 ge-
nannten COVID-19-Impfstoffe ent-
spricht,

3. Genesenen Personen, die ein mehr
als sechs Monate zurückliegendes posi-
tives PCR-Testergebnis auf eine Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
nachweisen können und die mindestens
eine Impfung gegen Covid-19 mit einem
von der Europäischen Union zugelasse-
nen Impfstoff erhalten haben und deren
letzte Impfung mindestens 14 Tage zu-
rückliegt, sowie

4. Genesenen Personen, die ein mindes-
tens 28 Tage und höchstens sechs Mo-
nate zurückliegendes positives PCR-
Testergebnis auf eine Infektion mit dem
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Testergebnis auf eine Infektion mit dem
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Coronavirus SARS-CoV-2 nachweisen
können.

(3) Der Zugang zu Einrichtungen, Betrie-
ben, Veranstaltungen und ähnlichen Un-
ternehmungen ist für den Personenkreis
nach Absatz 2 nur eröffnet, sofern diese
keine typischen Symptome, die auf eine
Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der
dafür jeweils aktuellen Kriterien des Ro-
bert Koch-Instituts hinweisen, aufweisen.

(4) Der Zugang zu Einrichtungen, Betrie-
ben, Veranstaltungen und ähnlichen Un-
ternehmungen unter der 3G-Bedingung
ist auch für negativ getestete Personen
im Sinne des § 6 eröffnet; § 6 Absatz 3
gilt entsprechend.

(5) Eine nach dieser Verordnung vorge-
schriebene Pflicht, negativ auf eine Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
getestet zu sein oder ein negatives Test-
ergebnis einer mittels anerkannten Tests
durchgeführten Testung auf eine Infek-
tion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
vorlegen zu müssen oder ein Testange-
bot annehmen zu müssen oder stattdes-
sen eine Testung vornehmen lassen zu
müssen, entfällt für den in Absatz 2 Num-
mer 1 bis 4 genannten Personenkreis.

(6) Der Nachweis nach Absatz 2 oder die
Bescheinigung gemäß § 6 Absatz 1 Satz
1 sind den zuständigen Behörden zum
Zwecke der Kontrolle von der nach die-
ser Verordnung bestehenden 3G-Bedin-
gung auf Verlangen vorzuzeigen.
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ähnliche Unternehmungen nur für ge-
impfte oder genesene Personen zugäng-
lich zu machen und im Gegenzug Er-
leichterungen von den Bestimmungen
dieser Verordnung zu erlangen. Von die-
ser Möglichkeit kann auch für einzelne
Tage oder für begrenzte Zeiträume Ge-
brauch gemacht werden.

(2) Soweit nach dieser Verordnung die
Möglichkeit eröffnet wird, die Durchfüh-
rung von Veranstaltungen oder die Öff-
nung von Betrieben und Einrichtungen
unter die 2G-Bedingung zu stellen, gilt
bei Wahl dieser Möglichkeit, folgendes:

1. Es dürfen ausschließlich Personen im
Sinne von § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4
eingelassen werden, ausgenommen sind

a) Personen, die das 18. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben; diese müs-
sen negativ getestet sein, § 6 Absatz 3
gilt entsprechend; und

b) Personen, die aus medizinischen
Gründen nicht geimpft werden können;
diese müssen mittels eines Tests gemäß
§ 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 negativ
getestet sein und die Impfunfähigkeit mit-
tels einer ärztlichen Bescheinigung nach-
weisen;

2. Das Personal, das mit Kundinnen und
Kunden oder Zuschauenden in unmittel-
baren Kontakt kommt, darf nur aus Per-
sonen im Sinne von Nummer 1 bestehen
oder muss an jedem Tag des Arbeitsein-
satzes eine negative Testung im Sinne
von § 6 nachweisen, wobei die Verant-
wortlichen in diesem Fall verpflichtet
sind, das Ergebnis der Testung zu doku-
mentieren;
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baren Kontakt kommt, darf nur aus Per-
sonen im Sinne von Nummer 1 bestehen
oder muss an jedem Tag des Arbeitsein-
satzes eine negative Testung im Sinne
von § 6 nachweisen, wobei die Verant-
wortlichen in diesem Fall verpflichtet
sind, das Ergebnis der Testung zu doku-
mentieren;
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3. In den Bereichen der Betriebs- oder
Veranstaltungsräume, in denen die 2G-
Bedingung gilt, dürfen sich keine Perso-
nen aufhalten, die nicht unter § 8 Absatz
2 Nummer 1 bis 4 fallen; Nummer 2 gilt
entsprechend;

4. Die Verantwortlichen haben das Vor-
liegen der Voraussetzung nach den
Nummern 1 bis 3 sicherzustellen und
Personen, auf die diese Voraussetzun-
gen nicht zutreffen, den Zutritt zu verwei-
gern; sie dürfen hierfür Nachweise im
Sinne von § 8 Absatz 2 überprüfen; der
Nachweis der Impfung gegen oder der
Genesung von SARS-CoV-2 muss digital
verifizierbar sein, wobei dies nicht für
Personen im Sinne des § 8 Absatz 2
Nummer 2 gilt; beim Zutritt müssen die
digital verifizierbaren Nachweise digital
verifiziert und mit einem Lichtbildausweis
abgeglichen werden; der Nachweis im
Sinne von Nummer 1 und 2 sowie von §
8 Absatz 2 ist den zuständigen Behörden
zum Zwecke der Kontrolle von der nach
dieser Verordnung bestehenden 2G-Be-
dingung auf Verlangen vorzuzeigen;

5. Für die Dauer der Geltung der 2G-Be-
dingung haben die Verantwortlichen auf
die Geltung der 2G-Bedingung in geeig-
neter Weise, insbesondere im Eingangs-
bereich hinzuweisen;

6. In den Bereichen der Betriebs- oder
Veranstaltungsräume, in denen die 2G-
Bedingung gilt, besteht Maskenpflicht
nach § 2 oder soweit dies nicht möglich
ist, besteht nach Wahl der Verantwortli-
chen einheitlich die Pflicht, den Mindest-
abstand nach § 1 Absatz 2 einzuhalten
oder das Erfordernis einer negativen Te-
stung nach § 6, sofern nichts anderes in
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Genesung von SARS-CoV-2 muss digital
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Nummer 2 gilt; beim Zutritt müssen die
digital verifizierbaren Nachweise digital
verifiziert und mit einem Lichtbildausweis
abgeglichen werden; der Nachweis im
Sinne von Nummer 1 und 2 sowie von §
8 Absatz 2 ist den zuständigen Behörden
zum Zwecke der Kontrolle von der nach
dieser Verordnung bestehenden 2G-Be-
dingung auf Verlangen vorzuzeigen;

5. Für die Dauer der Geltung der 2G-Be-
dingung haben die Verantwortlichen auf
die Geltung der 2G-Bedingung in geeig-
neter Weise, insbesondere im Eingangs-
bereich hinzuweisen;

6. In den Bereichen der Betriebs- oder
Veranstaltungsräume, in denen die 2G-
Bedingung gilt, besteht Maskenpflicht
nach § 2 oder soweit dies nicht möglich
ist, besteht nach Wahl der Verantwortli-
chen einheitlich die Pflicht, den Mindest-
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oder das Erfordernis einer negativen Te-
stung nach § 6, sofern nichts anderes in
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dieser Verordnung bestimmt ist; die je-
weils zuständige Senatsverwaltung kann
in einem bereichsspezifischen Hygiene-
rahmenkonzept Näheres zu diesem
Wahlrecht bestimmen;

7. Sofern im Sinne der Nummer 6 Mas-
kenpflicht oder das Erfordernis einer ne-
gativen Testung besteht, besteht die
Pflicht, den Mindestabstand nach § 1 Ab-
satz 2 einzuhalten, nicht.

(3) Die Voraussetzungen von Absatz 2
Nummer 1 bis 7 gelten entsprechend, so-
weit die Geltung der 2G-Bedingung in
dieser Verordnung vorgeschrieben wird.

dieser Verordnung bestimmt ist; die je-
weils zuständige Senatsverwaltung kann
in einem bereichsspezifischen Hygiene-
rahmenkonzept Näheres zu diesem
Wahlrecht bestimmen;

7. Sofern im Sinne der Nummer 6 Mas-
kenpflicht oder das Erfordernis einer ne-
gativen Testung besteht, besteht die
Pflicht, den Mindestabstand nach § 1 Ab-
satz 2 einzuhalten, nicht.

(3) Die Voraussetzungen von Absatz 2
Nummer 1 bis 7 gelten entsprechend, so-
weit die Geltung der 2G-Bedingung in
dieser Verordnung vorgeschrieben wird.

§ 10
Maskenpflicht im öffentlichen Raum

§ 10
Zugang zu Dienstgebäuden und Ver-

halten im öffentlichen Raum

(1) Der Zugang zu den Dienstgebäuden
des Landes Berlin ist für Besucherinnen
und Besucher beziehungsweise Kundin-
nen und Kunden nur unter der 3G-Bedin-
gung möglich. Der Nachweis ist beim Be-
treten der jeweiligen Behörde unaufge-
fordert vorzulegen. Die Behörde hat die
Besucherinnen und Besucher in barriere-
frei zugänglicher Form über die behördli-
chen Zugangsregelungen zu informieren
und Testangebote nach § 6 bereit zu stel-
len.

(1a) Absatz 1 gilt auch für die Gerichts-
gebäude des Landes Berlin; § 12 Absatz
2 sowie die Vorschriften über die Sit-
zungspolizei bleiben unberührt. Für den
Zutritt von Probanden zu den Sozialen
Diensten der Justiz kann die für die Jus-
tiz zuständige Senatsverwaltung Aus-
nahmen von Absatz 1 zulassen.
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Eine medizinische Gesichtsmaske ist zu
tragen

1. in Fahrzeugen, die nicht öffentli-
che Verkehrsmittel oder sonstige
Fahrzeuge mit wechselnden Fahr-
gästen sind, von nicht fahrzeug-
führenden Personen, sofern die
Nutzung des Fahrzeugs nicht aus-
schließlich mit dem engsten An-
gehörigenkreis erfolgt, und

2. in Aufzügen.

(2) Eine medizinische Gesichtsmaske ist
über die in § 28b Absatz 5 des Infektions-
schutzgesetzes genannten Verkehrsmit-
tel hinaus zu tragen

1. in allen Fahrzeugen von nicht
fahrzeugführenden Personen, so-
fern die Nutzung des Fahrzeugs
nicht ausschließlich mit Personen
des engsten Angehörigenkreises
erfolgt,

2. in Bahnhöfen und Fährterminals,
sowie

3. in Aufzügen.

(3) Der Zugang zu Bahnsteigen und
Fährterminals ist nur unter der 3G-Bedin-
gung gestattet.

§ 11
Veranstaltungen

(1) Eine Veranstaltung im Sinne dieser
Verordnung ist ein zeitlich begrenztes
und geplantes Ereignis mit einer definier-
ten Zielsetzung oder Absicht, einer Pro-
grammfolge mit thematischer, inhaltli-
cher Bindung oder Zweckbestimmung in
der abgegrenzten Verantwortung einer
Veranstalterin oder eines Veranstalters,
einer Person, Organisation oder Institu-
tion, an dem eine Gruppe von Menschen
teilnimmt. Versammlungen im Sinne von
Artikel 8 des Grundgesetzes und Artikel
26 der Verfassung von Berlin stellen
keine Veranstaltung dar. Für die in dieser
Verordnung besonders geregelten Ver-
anstaltungen und Veranstaltungsformen
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gelten ausschließlich die dort jeweils ge-
nannten Vorgaben, soweit nichts ande-
res bestimmt ist.
(2) Veranstaltungen in geschlossenen
Räumen mit mehr als 20 zeitgleich anwe-
senden Personen dürfen nur unter der
2G-Bedingung stattfinden. Personen, die
bei Veranstaltungen künstlerische Dar-
bietungen aufführen oder sonst für den
Ablauf der Veranstaltung unabdingbare,
nicht von anderen Personen vertretbare
Beiträge einbringen, müssen nicht zum
Personenkreis nach § 8 Absatz 2 Num-
mer 1 bis 4 gehören, wenn sie eine ne-
gative Testung im Sinne von § 6 nach-
weisen. Die Anwesenheit der Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer ist zu dokumen-
tieren. Für gastronomische Angebote auf
Veranstaltungen gilt § 18 Absatz 1 ent-
sprechend.

(3) Auf Veranstaltungen im Freien sind
die Zuweisung fester Plätze und die Be-
stuhlung und Anordnung der Tische so
vorzunehmen, dass zwischen Personen,
die nicht zum engsten Angehörigenkreis
gehören, ein Mindestabstand von 1,5
Metern eingehalten wird. Der Mindestab-
stand nach Satz 1 und § 1 Absatz 2 kann
unterschritten werden, wenn alle anwe-
senden Besucherinnen und Besucher
negativ getestet sind. An Veranstaltun-
gen im Freien mit mehr als 100 zeitgleich
anwesenden Personen dürfen nur Per-
sonen teilnehmen, die negativ getestet
sind. Für Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer besteht eine Maskenpflicht, es sei
denn sie halten sich an einem festen
Platz auf. Die Anwesenheit der Teilneh-
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nannten Vorgaben, soweit nichts ande-
res bestimmt ist.

(2) Veranstaltungen in geschlossenen
Räumen mit mehr als 20 zeitgleich anwe-
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merinnen und Teilnehmer ist zu doku-
mentieren. Für gastronomische Ange-
bote auf Veranstaltungen gilt § 18 Absatz
1 entsprechend. Veranstaltungen im
Freien können unter der 2G-Bedingung
stattfinden, dann finden die Sätze 1 bis 4
sowie § 1 Absatz 2 keine Anwendung;
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die
Sätze 1 bis 7 gelten für Veranstaltungen
in geschlossenen Räumen mit bis zu 20
zeitgleich anwesenden Personen ent-
sprechend.

(4) Veranstaltungen im Freien mit mehr
als 2 000 zeitgleich Anwesenden sind
verboten. Veranstaltungen in geschlos-
senen Räumen mit mehr als 1 000 zeit-
gleich Anwesenden sind verboten.

(5) Abweichend von Absatz 4 Satz 2 kön-
nen Veranstaltungen in geschlossenen
Räumen mit mehr als den dort genann-
ten zeitgleich anwesenden Personen,
höchstens jedoch mit bis zu 2 000 zeit-
gleich anwesenden Personen, durchge-
führt werden, sofern die Vorgaben des
Hygienerahmenkonzeptes der für Kultur,
der für Wirtschaft oder der für Sport zu-
ständigen Senatsverwaltung, das min-
destens Vorgaben zur maschinellen Be-
lüftung enthalten muss, eingehalten wer-
den. Veranstaltungen mit mehr als 2 000
zeitgleich anwesenden Personen kön-
nen durch die jeweils fachlich zuständige
Senatsverwaltung zugelassen werden.
Die vollständige Auslastung von Veran-
staltungen an Veranstaltungsorten, die
zum Stichtag 13. März 2020 eine Höchst-
kapazität aufweisen, ist ab dem 1. De-
zember 2021 nur bis zu einer Höchstka-
pazität von 5 000 Personen zulässig; für

merinnen und Teilnehmer ist zu doku-
mentieren. Für gastronomische Ange-
bote auf Veranstaltungen gilt § 18 Absatz
1 entsprechend. Veranstaltungen im
Freien können unter der 2G-Bedingung
stattfinden, dann finden die Sätze 1 bis 4
sowie § 1 Absatz 2 keine Anwendung;
Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die
Sätze 1 bis 7 gelten für Veranstaltungen
in geschlossenen Räumen mit bis zu 20
zeitgleich anwesenden Personen ent-
sprechend.

(4) Veranstaltungen im Freien mit mehr
als 1 000 zeitgleich Anwesenden sind
verboten. Veranstaltungen in geschlos-
senen Räumen mit mehr als 200 zeit-
gleich Anwesenden sind verboten.

(5) Abweichend von Absatz 4 können
Veranstaltungen mit mehr als den dort
genannten zeitgleich anwesenden Per-
sonen, höchstens jedoch mit bis zu 2 500
zeitgleich anwesenden Personen in ge-
schlossenen Räumen und mit bis zu 5
000 zeitgleich anwesenden Personen im
Freien, durchgeführt werden, sofern die
Vorgaben des Hygienerahmenkonzep-
tes der für Kultur, der für Wirtschaft oder
der für Sport zuständigen Senatsverwal-
tung, das mindestens Vorgaben zur ma-
schinellen Belüftung enthalten muss, ein-
gehalten werden. Die Vorgaben des Ab-
satzes 2 gelten unter den Voraussetzun-
gen von Satz 1 auch für Veranstaltungen
im Freien.
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den 5 000 zeitgleich anwesende Perso-
nen überschreitenden Teil dürfen nur
maximal 50 % der weiteren Kapazität ge-
nutzt werden. Die Kriterien, die für die
Zulassung mindestens erfüllt sein müs-
sen, kann die jeweils fachlich zuständige
Senatsverwaltung in einem bereichsspe-
zifischen Hygienerahmenkonzept festle-
gen. Von den Vorgaben des Absatzes 2
darf dabei nicht abgewichen werden,
diese gelten insoweit auch für Veranstal-
tungen im Freien. Die Zulassung kann
sich auch auf bestimmte Veranstaltungs-
formen sowie einzelne Veranstaltungs-
orte beziehen.

(6) Bei Beerdigungen und Feierlichkeiten
anlässlich einer Beerdigung sowie pri-
vate Veranstaltungen und Veranstaltun-
gen im Familien-, Bekannten- oder
Freundeskreis, insbesondere Hochzeits-
feiern, Geburtstagsfeiern, Abschlussfei-
ern oder Feierlichkeiten anlässlich religi-
öser Feste findet Absatz 2 nur bei mehr
als 20 zeitgleich Anwesenden Anwen-
dung. Dieser Absatz findet keine Anwen-
dung, wenn die jeweilige Veranstaltung
gewerblich durchgeführt wird.

(6) Bei Beerdigungen und Feierlichkeiten
anlässlich einer Beerdigung, Hochzeits-
feiern, Geburtstagsfeiern, Abschlussfei-
ern oder Feierlichkeiten anlässlich religi-
öser Feste findet Absatz 2 nur bei mehr
als 20 zeitgleich Anwesenden Anwen-
dung. Dieser Absatz findet keine Anwen-
dung, wenn die jeweilige Veranstaltung
gewerblich durchgeführt wird. Private
Veranstaltungen (Veranstaltungen im
Familien-, Bekannten- oder Freundes-
kreis) und private Zusammenkünfte, die
nicht unter Satz 1 fallen, sind nur im
Kreise der Angehörigen eines Haushalts
mit bis zu zwei Personen eines weiteren
Haushalts gestattet, Personen im Sinne
von § 1 Absatz 3 gelten als ein Haushalt;
Kinder bis zur Vollendung des 14. Le-
bensjahres und Personen im Sinne von
§ 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 bleiben, un-
abhängig von der Zugehörigkeit zu ei-
nem Haushalt, unberücksichtigt.
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(7) In geschlossenen Räumen darf ge-
meinsam nur gesungen werden, wenn
die in einem Hygienerahmenkonzept
nach § 5 Absatz 2 oder einer auf Grund
von § 39 erlassenen Rechtsverordnung
der für Kultur zuständigen Senatsverwal-
tung festgelegten Hygiene- und Infekti-
onsschutzstandards eingehalten wer-
den. Satz 1 gilt nicht für das Singen im
engsten Angehörigenkreis.

(7) In geschlossenen Räumen darf ge-
meinsam nur gesungen werden, wenn
die in einem Hygienerahmenkonzept
nach § 5 Absatz 2 oder einer auf Grund
von § 39 erlassenen Rechtsverordnung
der für Kultur zuständigen Senatsverwal-
tung festgelegten Hygiene- und Infekti-
onsschutzstandards eingehalten wer-
den. Satz 1 gilt nicht für das Singen im
engsten Angehörigenkreis.

§ 14
Versammlungen

(1) Bei der Durchführung von Versamm-
lungen im Sinne von Artikel 8 des Grund-
gesetzes und Artikel 26 der Verfassung
von Berlin ist der Mindestabstand von 1,5
Metern zwischen den Teilnehmenden,
die nicht zum engsten Angehörigenkreis
gehören, stets einzuhalten. Die die Ver-
sammlung veranstaltende Person hat ein
individuelles Schutz- und Hygienekon-
zept zu erstellen, aus dem die vorgese-
henen Maßnahmen zur Gewährleistung
des Mindestabstands und der jeweils zu
beachtenden Hygieneregeln, wie das
Tragen einer medizinischen Gesichts-
maske oder der Verzicht auf gemein-
same Sprechchöre durch die Teilneh-
menden während der Versammlung, so-
wie zur Gewährleistung der nach der
nutzbaren Fläche des Versammlungsor-
tes zulässigen Teilnehmendenzahl bei
der Durchführung der Versammlung her-
vorgehen. Die Versammlungsbehörde
kann die Vorlage dieses Schutz- und Hy-
gienekonzepts von der die Versammlung
veranstaltenden Person verlangen und
beim zuständigen Gesundheitsamt eine
infektionsschutzrechtliche Bewertung

§ 14
Versammlungen

(1) Bei der Durchführung von Versamm-
lungen im Sinne von Artikel 8 des Grund-
gesetzes und Artikel 26 der Verfassung
von Berlin ist der Mindestabstand von 1,5
Metern zwischen den Teilnehmenden,
die nicht zum engsten Angehörigenkreis
gehören, stets einzuhalten. Die die Ver-
sammlung veranstaltende Person hat ein
individuelles Schutz- und Hygienekon-
zept zu erstellen, aus dem die vorgese-
henen Maßnahmen zur Gewährleistung
des Mindestabstands und der jeweils zu
beachtenden Hygieneregeln, wie das
Tragen einer medizinischen Gesichts-
maske oder der Verzicht auf gemein-
same Sprechchöre durch die Teilneh-
menden während der Versammlung, so-
wie zur Gewährleistung der nach der
nutzbaren Fläche des Versammlungsor-
tes zulässigen Teilnehmendenzahl bei
der Durchführung der Versammlung her-
vorgehen. Die Versammlungsbehörde
kann die Vorlage dieses Schutz- und Hy-
gienekonzepts von der die Versammlung
veranstaltenden Person verlangen und
beim zuständigen Gesundheitsamt eine
infektionsschutzrechtliche Bewertung
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des Konzepts einholen. Bei der Durch-
führung der Versammlungen ist die Ein-
haltung des Schutz- und Hygienekon-
zepts von der Versammlungsleitung si-
cherzustellen.

(2) Für Teilnehmende an Versammlun-
gen unter freiem Himmel im Sinne von
Artikel 8 des Grundgesetzes und Artikel
26 der Verfassung von Berlin besteht
eine Maskenpflicht. Wird die Versamm-
lung als Aufzug unter ausschließlicher
Nutzung von Kraftfahrzeugen durchge-
führt, gilt § 10 Absatz 3 Nummer 2 ent-
sprechend. § 19 Absatz 1 Nummer 1 des
Versammlungsfreiheitsgesetzes Berlin
vom 23. Februar 2021 (GVBl. S. 180)
steht dem Tragen einer medizinischen
Gesichtsmaske zum Infektionsschutz
nicht entgegen.

(3) Versammlungen in geschlossenen
Räumen dürfen nur unter der 3G-Bedin-
gung stattfinden. Für Teilnehmerinnen
und Teilnehmer besteht eine Masken-
pflicht, es sei denn, sie halten sich auf ei-
nem festen Platz auf und können den
Mindestabstand jederzeit einhalten.

(4) Versammlungen in geschlossenen
Räumen können unter der 2G-Bedin-
gung stattfinden, dann finden Absatz 1
Satz 1, Absatz 3 sowie § 1 Absatz 2
keine Anwendung.

des Konzepts einholen. Bei der Durch-
führung der Versammlungen ist die Ein-
haltung des Schutz- und Hygienekon-
zepts von der Versammlungsleitung si-
cherzustellen.

(2) Für Teilnehmende an Versammlun-
gen unter freiem Himmel im Sinne von
Artikel 8 des Grundgesetzes und Artikel
26 der Verfassung von Berlin besteht
eine Maskenpflicht. Wird die Versamm-
lung als Aufzug unter ausschließlicher
Nutzung von Kraftfahrzeugen durchge-
führt, gilt § 10 Absatz 2 Nummer 1 ent-
sprechend. § 19 Absatz 1 Nummer 1 des
Versammlungsfreiheitsgesetzes Berlin
vom 23. Februar 2021 (GVBl. S. 180)
steht dem Tragen einer medizinischen
Gesichtsmaske zum Infektionsschutz
nicht entgegen.

(3) Versammlungen in geschlossenen
Räumen dürfen nur unter der 3G-Bedin-
gung stattfinden. Für Teilnehmerinnen
und Teilnehmer besteht eine Masken-
pflicht, es sei denn, sie halten sich auf ei-
nem festen Platz auf und können den
Mindestabstand jederzeit einhalten.

(4) Versammlungen in geschlossenen
Räumen können unter der 2G-Bedin-
gung stattfinden, dann finden Absatz 1
Satz 1, Absatz 3 sowie § 1 Absatz 2
keine Anwendung.

§ 16
Einzelhandel, Märkte

(1) Verkaufsstellen im Sinne des Berliner
Ladenöffnungsgesetzes vom 14. No-
vember 2006 (GVBl. S. 1045), das zu-
letzt durch das Gesetz vom 13. Oktober
2010 (GVBl. S. 467) geändert worden ist,

§ 16
Einzelhandel, Märkte

(1) Verkaufsstellen im Sinne des Berliner
Ladenöffnungsgesetzes vom 14. No-
vember 2006 (GVBl. S. 1045), das zu-
letzt durch das Gesetz vom 13. Oktober
2010 (GVBl. S. 467) geändert worden ist,
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und Kaufhäuser dürfen nur unter der 2G-
Bedingung geöffnet werden.

(2) Absatz 1 gilt nicht für den Einzelhan-
del für Lebensmittel und Getränke, Ta-
bakprodukte, Schreibwaren, Zeitungen,
Zeitschriften, Bücher und Tierbedarf,
Apotheken, Einrichtungen zum Erwerb
von Sanitätsbedarf sowie von Hör- und
Sehhilfen, Drogerien, Reformhäuser,
Tankstellen, Babyfachmärkte, Blumen-
geschäfte, Bau- und Gartenmärkte, Ab-
hol- und Lieferdienste und Wochen-
märkte, gewerblichen Handwerkerbedarf
und Fahrrad- und Kfz- Werkstätten.

(3) Bei der Öffnung von Einrichtungen
nach den Absätzen 1 und 2 sowie Ein-
kaufszentren (Malls) sind die Vorgaben
der Zutrittssteuerung zu beachten.

(4) Auf Jahrmärkten, Weihnachtsmärk-
ten und Volksfesten besteht eine Mas-
kenpflicht.

(5) Weihnachtsmärkte können unter der
2G-Bedingung geöffnet werden.

und Kaufhäuser dürfen nur unter der 2G-
Bedingung geöffnet werden.

(2) Absatz 1 gilt nicht für den Einzelhan-
del für Lebensmittel und Getränke, Ta-
bak-produkte, Schreibwaren, Zeitungen,
Zeitschriften, Bücher und Tierbedarf,
Apotheken, Einrichtungen zum Erwerb
von Sanitätsbedarf sowie von Hör- und
Sehhilfen, Drogerien, Reformhäuser,
Tankstellen, Babyfachmärkte, Blumen-
geschäfte, Bau- und Gartenmärkte, Ab-
hol- und Lieferdienste und Wochen-
märkte, gewerblichen Handwerkerbedarf
und Fahrrad- und Kfz-Werkstätten.

(3) Bei der Öffnung von Einrichtungen
nach den Absätzen 1 und 2 sowie Ein-
kaufszentren (Malls) sind die Vorgaben
der Zutrittssteuerung zu beachten.

(4) Auf Jahrmärkten und Volksfesten be-
steht eine Maskenpflicht.

(5) Weihnachtsmärkte können nur unter
der 2G-Bedingung geöffnet werden; es
sind die Vorgaben der Zutrittssteuerung
zu beachten.

§ 21
Homeoffice und Maskenpflicht

In Büro- und Verwaltungsgebäuden be-
steht für Beschäftigte sowie Besucherin-
nen und Besucher eine Maskenpflicht, es
sei denn, sie halten sich an einem festen
Platz auf und können den Mindestab-
stand jederzeit einhalten.

§ 21
Maskenpflicht in Büro- und Verwal-

tungsgebäuden

In Büro- und Verwaltungsgebäuden be-
steht für Beschäftigte sowie Besucherin-
nen und Besucher eine Maskenpflicht, es
sei denn, sie halten sich an einem festen
Platz auf und können den Mindestab-
stand jederzeit einhalten.

§ 29
Kulturelle Einrichtungen

§ 29
Kulturelle Einrichtungen
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(1) Kinos, Theater, Opernhäuser, Kon-
zerthäuser und andere kulturelle Einrich-
tungen und Veranstaltungsstätten in öf-
fentlicher und privater Trägerschaft dür-
fen für den Publikumsverkehr entspre-
chend der Regelungen des § 11 geöffnet
werden.

(2) Museen, Galerien und Gedenkstätten
dürfen, soweit geschlossene Räume be-
troffen sind, nur unter der 2G-Bedingung
geöffnet werden. Im Freien besteht Mas-
kenpflicht.

(3) Bei der Öffnung von Bibliotheken und
Archiven sind die Vorgaben zur Zutritts-
steuerung einzuhalten.

(4) Die Anwesenheit der Besucherinnen
und Besucher von Einrichtungen nach
Absatz 1 ist zu dokumentieren, soweit
auch geschlossene Räume betroffen
sind.

(5) Angebote der kulturellen sowie histo-
risch-politischen Bildung in Kultureinrich-
tungen dürfen entsprechend der Rege-
lungen des § 11 in Präsenz stattfinden.

(1) Kinos, Theater, Opernhäuser, Kon-
zerthäuser und andere kulturelle Einrich-
tungen und Veranstaltungsstätten in öf-
fentlicher und privater Trägerschaft dür-
fen für den Publikumsverkehr entspre-
chend der Regelungen des § 11 geöffnet
werden.

(2) Museen, Galerien und Gedenkstätten
dürfen, soweit geschlossene Räume be-
troffen sind, nur unter der 2G-Bedingung
geöffnet werden. Im Freien besteht Mas-
kenpflicht.

(3) Bibliotheken und Archive dürfen, so-
weit geschlossene Räume betroffen
sind, nur unter der 2G-Bedingung geöff-
net werden.

(4) Die Anwesenheit der Besucherinnen
und Besucher von Einrichtungen nach
Absatz 1 ist zu dokumentieren, soweit
auch geschlossene Räume betroffen
sind.

(5) Angebote der kulturellen sowie histo-
risch-politischen Bildung in Kultureinrich-
tungen dürfen entsprechend der Rege-
lungen des § 11 in Präsenz stattfinden.

§ 30
Allgemeine Sportausübung

(1) Der Sport im Freien ist auch bei Un-
terschreitung des Mindestabstands nach
§ 1 Absatz 2 erlaubt.

(2) Grundsätzliche Regelungen über den
Sport an öffentlichen Schulen und Schu-
len in freier Trägerschaft, an Einrichtun-
gen der Berufsbildung sowie als studien-
bezogener Lehrbetrieb der Hochschulen
und als dienstlich veranlasster Sport

§ 30
Allgemeine Sportausübung

(1) Der Sport im Freien ist bei Unter-
schreitung des Mindestabstands nach §
1 Absatz 2 nur unter der 3G-Bedingung,
allein oder mit dem engsten Angehöri-
genkreis nach § 1 Absatz 3 zulässig.

(2) Grundsätzliche Regelungen über den
Sport an öffentlichen Schulen und Schu-
len in freier Trägerschaft, an Einrichtun-
gen der Berufsbildung sowie als studien-
bezogener Lehrbetrieb der Hochschulen
und als dienstlich veranlasster Sport
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staatlicher Einrichtungen gehen den Re-
gelungen dieses Abschnitts vor.

staatlicher Einrichtungen gehen den Re-
gelungen dieses Abschnitts vor.

§ 31
Gedeckte Sportanlagen, Fitness-,

Tanzstudios und ähnliche Einrichtun-
gen

(1) Die Sportausübung in gedeckten
Sportanlagen, Fitness- und Tanzstudios
und ähnlichen Einrichtungen ist nur unter
der 2G-Bedingung zulässig, wobei ab-
weichend von § 8a Absatz 2 Nummer 6
nur die Pflicht, den Mindestabstand nach
§ 1 Absatz 2 einzuhalten, oder das Erfor-
dernis einer negativen Testung nach § 6
zur Wahl stehen.

(2) Die Öffnung von Fitness- und Tanz-
studios und ähnlichen Einrichtungen ist
nur zulässig, wenn die in einem gemein-
samen Hygienerahmenkonzept der für
Sport und für Wirtschaft zuständigen Se-
natsverwaltungen festgelegten Hygiene-
und Infektionsschutzstandards eingehal-
ten werden. Das Hygienerahmenkonzept
nach Satz 1 muss mindestens Vorgaben
zu Personenobergrenzen, Terminbu-
chungspflichten und zur Belüftung der
Räume enthalten.

(3) Die 2G-Bedingung nach Absatz 1 gilt
nicht

1. für den engsten Angehörigenkreis, so-
weit keine anderen Personen beteiligt
sind,

§ 31
Gedeckte Sportanlagen, Fitness-,

Tanzstudios und ähnliche Einrichtun-
gen

(1) Die Sportausübung in gedeckten
Sportanlagen, Fitness- und Tanzstudios
und ähnlichen Einrichtungen ist nur unter
der 2G-Bedingung zulässig, wobei ab-
weichend von § 8a Absatz 2 Nummer 6
zusätzlich zu der Maskenpflicht nach § 2
nach Wahl der Verantwortlichen einheit-
lich die Pflicht besteht, den Mindestab-
stand nach § 1 Absatz 2 einzuhalten, o-
der eine negative Testung nachzuwei-
sen. Die Maskenpflicht besteht nicht
während der Sportausübung.

(1a) Die Nutzung sanitärer Anlagen und
von Funktionsräumen ist nur unter der
2G Bedingung zulässig.

(2) Die Öffnung von Fitness- und Tanz-
studios und ähnlichen Einrichtungen ist
nur zulässig, wenn die in einem gemein-
samen Hygienerahmenkonzept der für
Sport und für Wirtschaft zuständigen Se-
natsverwaltungen festgelegten Hygiene-
und Infektionsschutzstandards eingehal-
ten werden. Das Hygienerahmenkonzept
nach Satz 1 muss mindestens Vorgaben
zu Personenobergrenzen, Terminbu-
chungs-pflichten und zur Belüftung der
Räume enthalten.

(3) Die 2G-Bedingung nach Absatz 1 gilt
nicht

1. für den engsten Angehörigenkreis, so-
weit keine anderen Personen beteiligt
sind;
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2. für Bundes- und Landeskaderathletin-
nen und -athleten, Profiligen und Berufs-
sportlerinnen und Berufssportler,

3. für ärztlich verordneten Rehabilitati-
onssport oder ärztlich verordnetes Funk-
tionstraining im Sinne des § 64 Absatz 1
Nummer 3 und 4 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember
2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch
Artikel 7c des Gesetzes vom 27. Sep-
tember 2021 (BGBl. I S. 4530) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung in festen Gruppen von bis zu höchs-
tens zehn Personen zuzüglich einer
übungsleitenden Person; bei besonde-
ren im Einzelfall zu begründenden Härte-
fällen ist die Beteiligung weiterer Perso-
nen zulässig, soweit dies zwingend not-
wendig ist, um den Teilnehmenden die
Ausübung des Rehabilitationssports o-
der Funktionstrainings zu ermöglichen
und

4. für Teilnehmende im Bereich der be-
ruflichen Bildung; für diese gilt die Ver-
pflichtung nach § 8a Absatz 2 Nummer 2
entsprechend.

(4) Die Anwesenheit der die Einrichtun-
gen nach den Absätzen 1 und 2 Nutzen-
den ist zu dokumentieren.

2. für Bundes- und Landeskaderathletin-
nen und -athleten, Profiligen und Berufs-
sportlerinnen und Berufssportler, wenn
sie eine negative Testung im Sinne des
§ 6 nachweisen;

3. für ärztlich verordneten Rehabilitati-
onssport oder ärztlich verordnetes Funk-
tionstraining im Sinne des § 64 Absatz 1
Nummer 3 und 4 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch vom 23. Dezember
2016 (BGBl. I S. 3234), das zuletzt durch
Artikel 7c des Gesetzes vom 27. Sep-
tember 2021 (BGBl. I S. 4530) geändert
worden ist, in der jeweils geltenden Fas-
sung, in festen Gruppen von bis zu
höchstens zehn Personen zuzüglich ei-
ner übungsleitenden Person; bei beson-
deren im Einzelfall zu begründenden
Härtefällen ist die Beteiligung weiterer
Personen zulässig, soweit dies zwingend
notwendig ist, um den Teilnehmenden
die Ausübung des Rehabilitationssports
oder Funktionstrainings zu ermöglichen;
die Teilnehmenden müssen eine nega-
tive Testung im Sinne des § 6 nachwei-
sen; für die übungsleitenden oder weite-
ren betreuenden Personen gilt § 8a Ab-
satz 2 Nummer 2 entsprechend; und

4. für Teilnehmende im Bereich der be-
ruflichen Bildung, für diese gilt die Ver-
pflichtung nach § 8a Absatz 2 Nummer 2
entsprechend.

(4) Die Anwesenheit der die Einrichtun-
gen nach den Absätzen 1 und 2 Nutzen-
den ist zu dokumentieren.

§ 32
Schwimmbäder

§ 32
Schwimmbäder
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(1) Strand- und Freibäder sowie Hallen-
bäder können nach vorheriger Genehmi-
gung des örtlich zuständigen Gesund-
heitsamtes geöffnet werden. Die Geneh-
migung soll auf der Grundlage eines von
den jeweiligen Betreibern vorzulegenden
Nutzungs- und Hygienekonzept erfolgen,
das insbesondere die Einhaltung des Ab-
standsgebots nach § 1 Absatz 2 Satz 1
sicherstellt. Soweit Bäder an Dritte ver-
pachtet oder zur vorrangigen Nutzung
überlassen wurden, sind diese Dritten
Betreiber im Sinne der vorstehenden Re-
gelung.

(2) Für die Nutzung von Hallenbädern gilt
§ 31 Absatz 1, Absatz 3 und 4 entspre-
chend. Die 2G-Bedingung nach § 31 Ab-
satz 1 gilt über § 31 Absatz 3 hinaus nicht
für therapeutischen Behandlungen.

(1) Strand- und Freibäder sowie Hallen-
bäder können nach vorheriger Genehmi-
gung des örtlich zuständigen Gesund-
heitsamtes geöffnet werden. Die Geneh-
migung soll auf der Grundlage eines von
den jeweiligen Betreibern vorzulegenden
Nutzungs- und Hygienekonzept erfolgen,
das insbesondere die Einhaltung des Ab-
standsgebots nach § 1 Absatz 2 Satz 1
sicherstellt. Soweit Bäder an Dritte ver-
pachtet oder zur vorrangigen Nutzung
überlassen wurden, sind diese Dritten
Betreiber im Sinne der vorstehenden Re-
gelung.

(2) Für die Nutzung von Hallenbädern gilt
§ 31 Absatz 1, 3 und 4 entsprechend. Die
2G-Bedingung nach § 31 Absatz 1 gilt
über § 31 Absatz 3 hinaus nicht für the-
rapeutische Behandlungen, die Teilneh-
menden müssen jedoch eine negative
Testung im Sinne des § 6 nachweisen;
für die übungsleitenden oder weiteren
betreuenden Personen gilt § 8a Absatz 2
Nummer 2 entsprechend.

§ 33
Wettkampfbetrieb

(1) Der professionelle sportliche Wett-
kampfbetrieb ist zulässig, soweit er im
Rahmen eines Nutzungs- und Hygiene-
konzeptes des jeweiligen Sportfachver-
bandes stattfindet. Alle am Wettkampf-
betrieb in gedeckten Sportanlagen, Fit-
ness-, Tanzstudios und ähnlichen Ein-
richtungen beteiligten Personen müssen
negativ getestet sein und dies vor Betre-
ten der Sportstätte nachweisen. Für den
Wettkampfbetrieb im Freien gilt Satz 2,
wenn mehr als 100 Personen anwesend
sind. Im Übrigen gelten die Vorgaben
des § 12 Absatz 3.

§ 33
Wettkampfbetrieb

(1) Der professionelle sportliche Wett-
kampfbetrieb ist zulässig, soweit er im
Rahmen eines Nutzungs- und Hygiene-
konzeptes des jeweiligen Sportfachver-
bandes stattfindet. Es gelten dieselben
Regelungen wie für den Trainingsbetrieb
gemäß §§ 30 bis 32. Im Übrigen gelten
die Vorgaben des § 11.
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(2) Die Durchführung von sportlichen
Wettkämpfen kann unter die 2G-Bedin-
gung gestellt werden. Personen, die an
sportlichen Wettkämpfen teilnehmen,
müssen nicht zum Personenkreis nach §
8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4 gehören,
wenn sie eine negative Testung im Sinne
von § 6 nachweisen.

(3) Für den nicht professionellen sportli-
chen Wettkampfbetrieb gilt Absatz 1 ent-
sprechend.

(2) Die Durchführung von professionellen
sportlichen Wettkämpfen im Freien kann
von den Verantwortlichen unter die 2G-
Bedingung gestellt werden.

(3) Für den nicht professionellen sportli-
chen Wettkampfbetrieb gilt die 3G-Be-
dingung; im Übrigen gilt Absatz 1 ent-
sprechend.

§ 34
Freizeiteinrichtungen

(1) Tanzlustbarkeiten und ähnliche Un-
ternehmen im Sinne der Gewerbeord-
nung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S.
202), die zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S.
3504) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung dürfen nur unter der
2G-Bedingung für den Publikumsverkehr
geöffnet werden. Soweit Tanzlustbarkei-
ten und ähnliche Unternehmen in ge-
schlossenen Räumen angeboten wer-
den, gilt die Maßgabe, dass abweichend
von § 8a Absatz 2 Nummer 6 das Erfor-
dernis einer negativen Testung nach § 6
besteht und zusätzlich höchstens eine
Auslastung von 50 % der Höchstkapazi-
tät des jeweiligen Veranstaltungsortes
erreicht werden darf. Tanzlustbarkeiten
im Freien dürfen abweichend von Satz 1
auch unter der 3G-Bedingung für den
Publikumsverkehr geöffnet werden. Im
Übrigen gelten die Vorgaben des § 11.

(2) Saunen, Thermen und ähnliche Ein-
richtungen dürfen nur unter der 2G-Be-
dingung geöffnet werden. Die Vorgaben

§ 34
Freizeiteinrichtungen

(1) Tanzlustbarkeiten und ähnliche Un-
ternehmen im Sinne der Gewerbeord-
nung in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 22. Februar 1999 (BGBl. I S.
202), die zuletzt durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 10. August 2021 (BGBl. I S.
3504) geändert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung dürfen in geschlos-
senen Räumen nicht angeboten werden.
Tanzlustbarkeiten im Freien dürfen unter
der 2G-Bedingung für den Publikumsver-
kehr geöffnet werden. Im Übrigen gelten
die Vorgaben der §§ 11 und 18.

(2) Saunen, Thermen und ähnliche Ein-
richtungen dürfen nur unter der 2G-Be-
dingung geöffnet werden. Die Vorgaben
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zur Zutrittssteuerung sind einzuhalten.
Satz 2 gilt auch für entsprechende Berei-
che in Beherbergungsbetrieben und ähn-
lichen Einrichtungen.

(3) Vergnügungsstätten im Sinne der
Baunutzungsverordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. November
2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel
2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021
(BGBl. I S. 1802) geändert worden ist,
Freizeitparks und Betriebe für Freizeitak-
tivitäten sowie Spielhallen, Spielbanken,
Wettvermittlungsstellen und ähnliche Be-
triebe dürfen, soweit geschlossene
Räume betroffen sind, nur unter der 2G-
Bedingung geöffnet werden. Die Vorga-
ben zur Zutrittssteuerung sind einzuhal-
ten.

(4) Der Zoologische Garten Berlin ein-
schließlich des Aquariums, der Tierpark
Berlin Friedrichsfelde und der Botani-
sche Garten Berlin dürfen, soweit ge-
schlossene Räume betroffen sind, nur
unter der 2G-Bedingung geöffnet wer-
den. Die Vorgaben zur Zutrittssteuerung
sind einzuhalten.

(5) Für Besucherinnen und Besucher von
in den Absätzen 2 bis 4 genannten Ein-
richtungen und Stätten besteht eine Mas-
kenpflicht. Die Pflicht nach Satz 1 be-
steht nicht während der Nutzung von
Schwimmbecken und während des Sau-
nierens.

(6) Die Anwesenheit von Besucherinnen
und Besuchern in den in Absatz 1 bis 4
genannten Einrichtungen und Stätten ist
zu dokumentieren, soweit auch ge-
schlossene Räume betroffen sind.

zur Zutrittssteuerung sind einzuhalten.
Satz 2 gilt auch für entsprechende Berei-
che in Beherbergungsbetrieben und ähn-
lichen Einrichtungen.

(3) Vergnügungsstätten im Sinne der
Baunutzungsverordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 21. November
2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel
2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021
(BGBl. I S. 1802) geändert worden ist,
Freizeitparks und Betriebe für Freizeitak-
tivitäten sowie Spielhallen, Spielbanken,
Wettvermittlungsstellen und ähnliche Be-
triebe dürfen, soweit geschlossene
Räume betroffen sind, nur unter der 2G-
Bedingung geöffnet werden. Die Vorga-
ben zur Zutrittssteuerung sind einzuhal-
ten.

(4) Der Zoologische Garten Berlin ein-
schließlich des Aquariums, der Tierpark
Berlin Friedrichsfelde und der Botani-
sche Garten Berlin dürfen, soweit ge-
schlossene Räume betroffen sind, nur
unter der 2G-Bedingung geöffnet wer-
den. Die Vorgaben zur Zutrittssteuerung
sind einzuhalten.

(5) Für Besucherinnen und Besucher von
in den Absätzen 2 bis 4 genannten Ein-
richtungen und Stätten besteht eine Mas-
kenpflicht. Die Pflicht nach Satz 1 be-
steht nicht während der Nutzung von
Schwimmbecken und während des Sau-
nierens.

(6) Die Anwesenheit von Besucherinnen
und Besuchern in den in Absatz 1 bis 4
genannten Einrichtungen und Stätten ist
zu dokumentieren, soweit auch ge-
schlossene Räume betroffen sind.
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§ 41
Ordnungswidrigkeiten

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten richtet sich nach § 73 Absatz 1a
Nummer 24 und Absatz 2 des Infektions-
schutzgesetzes und dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. Februar
1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch
Artikel 31 des Gesetzes vom 5. Oktober
2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden
ist, in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach §
73 Absatz 2 zweiter Halbsatz des Infekti-
onsschutzgesetzes mit einer Geldbuße
von bis zu 25 000 Euro geahndet wer-
den.

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73
Absatz 1a Nummer 24 des Infektions-
schutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 keine
medizinische Gesichtsmaske oder
FFP2-Maske trägt und keine Aus-
nahme nach Absatz 2, § 12 Absatz 1
und Absatz 3, § 14 Absatz 3 und Ab-
satz 4, § 17 Absatz 3 Satz 6, § 21, §
28 Absatz 1, § 34 Absatz 5 Satz 2 o-
der § 35 Absatz 1 Satz 5 vorliegt,

2. entgegen § 4 Absatz 5 Angaben nicht
vollständig oder nicht wahrheitsge-
mäß macht, soweit keine Ausnahme
nach Absatz 5 Satz 4 vorliegt,

3. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein in-
dividuelles Schutz- und Hygienekon-
zept erstellt,

4. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein in-
dividuelles Schutz- und Hygienekon-
zept auf Verlangen der zuständigen
Behörde vorlegt,

§ 41
Ordnungswidrigkeiten

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten richtet sich nach § 73 Absatz 1a
Nummer 24 und Absatz 2 des Infektions-
schutzgesetzes und dem Gesetz über
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. Februar
1987 (BGBl. I S. 602), das zuletzt durch
Artikel 31 des Gesetzes vom 5. Oktober
2021 (BGBl. I S. 4607) geändert worden
ist, in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Ordnungswidrigkeiten können nach §
73 Absatz 2 zweiter Halbsatz des Infekti-
onsschutzgesetzes mit einer Geldbuße
von bis zu 25 000 Euro geahndet wer-
den.

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73
Absatz 1a Nummer 24 des Infektions-
schutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich
oder fahrlässig

1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 keine
medizinische Gesichtsmaske oder
FFP2-Maske trägt und keine Aus-
nahme nach Absatz 2, § 12 Absatz 1
und Absatz 3, § 14 Absatz 3 und Ab-
satz 4, § 17 Absatz 3 Satz 6, § 21, §
28 Absatz 1, § 34 Absatz 5 Satz 2 o-
der § 35 Absatz 1 Satz 5 vorliegt,

2. entgegen § 4 Absatz 5 Angaben nicht
vollständig oder nicht wahrheitsge-
mäß macht, soweit keine Ausnahme
nach Absatz 5 Satz 4 vorliegt,

3. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein in-
dividuelles Schutz- und Hygienekon-
zept erstellt,

4. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 kein in-
dividuelles Schutz- und Hygienekon-
zept auf Verlangen der zuständigen
Behörde vorlegt,
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5. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 4 die Ein-
haltung der im Schutz- und Hygiene-
konzept festgelegten Schutzmaßnah-
men nicht sicherstellt,

6. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 oder
Absatz 3 Satz 2 nicht unverzüglich
eine PCR-Testung herbeiführt,

7. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich
nicht unverzüglich nach Kenntniser-
langung auf direktem Weg in die
Haupt- oder Nebenwohnung oder in
eine andere, eine Absonderung er-
möglichende Unterkunft begibt, ohne
dass eine Ausnahme nach § 7 Absatz
1 Satz 1 vorliegt,

8. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich
nicht für einen Zeitraum von 14 Ta-
gen ständig absondert bis das Ergeb-
nis einer Testung mittels eines Nukle-
insäurenachweises des Coronavirus
SARS-CoV-2 vorliegt, ohne dass eine
Ausnahme nach § 7 Absatz 1 Satz 2
vorliegt,

9. (aufgehoben)
10. entgegen § 7 Absatz 2 sich nicht un-

verzüglich nach Kenntniserlangung
auf direktem Weg in die Haupt- oder
Nebenwohnung oder in eine andere,
eine Absonderung ermöglichende
Unterkunft begibt,

11. entgegen § 7 Absatz 4 Besuch von
Personen empfängt, die nicht dem ei-
genen Haushalt angehören,

11a. entgegen § 8a Absatz 2 als Verant-
wortliche oder Verantwortlicher nicht
sicherstellt, dass nur Personen im
Sinne von § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis
4 Zutritt erhalten, soweit keine Aus-
nahme nach § 8a Absatz 2 Nummer
1 vorliegt, und dass nur Personen im
Sinne von § 8a Absatz 2 Nummer 2

5. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 4 die Ein-
haltung der im Schutz- und Hygiene-
konzept festgelegten Schutzmaßnah-
men nicht sicherstellt,

6. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 oder
Absatz 3 Satz 2 nicht unverzüglich
eine PCR-Testung herbeiführt,

7. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich
nicht unverzüglich nach Kenntniser-
langung auf direktem Weg in die
Haupt- oder Nebenwohnung oder in
eine andere, eine Absonderung er-
möglichende Unterkunft begibt, ohne
dass eine Ausnahme nach § 7 Absatz
1 Satz 1 vorliegt,

8. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich
nicht für einen Zeitraum von 14 Ta-
gen ständig absondert bis das Ergeb-
nis einer Testung mittels eines Nukle-
insäurenachweises des Coronavirus
SARS-CoV-2 vorliegt, ohne dass eine
Ausnahme nach § 7 Absatz 1 Satz 2
vorliegt,

9. (aufgehoben)
10. entgegen § 7 Absatz 2 sich nicht un-

verzüglich nach Kenntniserlangung
auf direktem Weg in die Haupt- oder
Nebenwohnung oder in eine andere,
eine Absonderung ermöglichende
Unterkunft begibt,

11. entgegen § 7 Absatz 4 Besuch von
Personen empfängt, die nicht dem ei-
genen Haushalt angehören,

11a. entgegen § 8a Absatz 2 oder Absatz
3 als Verantwortliche oder Verant-
wortlicher nicht sicherstellt, dass nur
Personen im Sinne von § 8 Absatz 2
Nummer 1 bis 4 Zutritt erhalten, so-
weit keine Ausnahme nach § 8a Ab-
satz 2 Nummer 1 vorliegt, und dass
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als Personal eingesetzt werden, so-
weit das Personal mit Kundinnen und
Kunden oder Zuschauenden in unmit-
telbaren Kontakt kommt, oder sich in
den Bereichen der Betriebs- oder
Veranstaltungsräume aufhalten, in
denen die 2G-Bedingung gilt, nicht
eine etwaig durch Personal nachzu-
weisende negative Testung doku-
mentiert, oder einer Person, die einen
Nachweis nicht erbringt den Zutritt
nicht verweigert oder nicht in geeig-
neter Weise auf die Geltung der 2G-
Bedingung hinweist oder die Einhal-
tung der Schutz- und Hygieneregeln
nicht sicherstellt und keine Aus-
nahme nach § 8a Absatz 2 Nummer
2, 3 oder 7 oder § 11 Absatz 2 Satz 2
vorliegt,

12. (aufgehoben)
13. (aufgehoben)
14. (aufgehoben)

15. entgegen § 10 keine medizinische
Gesichtsmaske trägt und keine Aus-
nahme nach § 2 Absatz 2 vorliegt,

nur Personen im Sinne von § 8a Ab-
satz 2 Nummer 2 als Personal einge-
setzt werden, soweit das Personal mit
Kundinnen und Kunden oder Zu-
schauenden in unmittelbaren Kontakt
kommt, oder sich in den Bereichen
der Betriebs- oder Veranstaltungs-
räume aufhalten, in denen die 2G-Be-
dingung gilt, nicht eine etwaig durch
Personal nachzuweisende negative
Testung dokumentiert, oder einer
Person, die einen Nachweis nicht er-
bringt den Zutritt nicht verweigert o-
der nicht in geeigneter Weise auf die
Geltung der 2G-Bedingung hinweist
oder die Einhaltung der Schutz- und
Hygieneregeln nicht sicherstellt und
keine Ausnahme nach § 8a Absatz 2
Nummer 2, 3 oder 7 oder § 11 Absatz
2 Satz 2 vorliegt,

12. (aufgehoben)
13. (aufgehoben)
14. entgegen § 10 Absatz 1 als Besuche-

rin oder Besucher, Kundin oder
Kunde ein Dienst- oder Gerichtsge-
bäude des Landes Berlin aufsucht
ohne zu dem in § 8 Absatz 2 Nummer
1 bis 4 genannten Personenkreis zu
gehören und keine Ausnahme nach
Absatz 1a Satz 2 vorliegt,

15. entgegen § 10 Absatz 2 keine medi-
zinische Gesichtsmaske trägt und
keine Ausnahme nach § 2 Absatz 2
vorliegt,
15a. entgegen § 10 Absatz 3 einen
Bahnsteig oder ein Fährterminal auf-
sucht ohne zu dem in § 8 Absatz 2
Nummer 1 bis 4 genannten Perso-
nenkreis zu gehören,
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16. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 1 als
Verantwortliche oder Verantwortli-
cher einer Veranstaltung im Freien
die Einhaltung der zulässigen Teil-
nehmendenzahl nicht gewährleistet
und keine Ausnahme nach § 12 oder
§ 13 vorliegt,

17. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 oder
Absatz 5 als Verantwortliche oder
Verantwortlicher einer Veranstaltung
in geschlossenen Räumen die Ein-
haltung der zulässigen Teilnehmen-
denzahl nicht gewährleistet und keine
Ausnahme nach Absatz 5 Satz 1, §
12 oder § 13 vorliegt oder im Fall von
Absatz 5 die Regeln des Hygienerah-
menkonzepts der zuständigen Se-
natsverwaltung nicht einhält,

18. entgegen § 11 Absatz 3 als verant-
wortliche Veranstalterin oder verant-
wortlicher Veranstalter einer Veran-
staltung im Freien die Einhaltung der
Hygiene- und Abstandsregeln nicht
gewährleistet,

19. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 3 und
Absatz 3 Satz 5, § 17 Absatz 4, § 18
Absatz 3, § 19 Absatz 3, § 29 Absatz
4, § 31 Absatz 4 Satz 2 oder § 34 Ab-
satz 6, jeweils in Verbindung mit § 4
Absatz 1 bis 5, als Verantwortliche o-
der Verantwortlicher keine Anwesen-
heitsdokumentation führt, diese nicht
vollständig führt, sie nicht für die
Dauer von zwei Wochen aufbewahrt
oder speichert, sie auf deren Verlan-
gen der zuständigen Behörden nicht
zugänglich macht, aushändigt oder

16. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 1 oder
Absatz 5 als Verantwortliche oder
Verantwortlicher einer Veranstaltung
im Freien die Einhaltung der zulässi-
gen Teilnehmendenzahl nicht ge-
währleistet und keine Ausnahme
nach Absatz 5 Satz 1, § 12 oder § 13
vorliegt oder im Fall von Absatz 5 die
Regeln des Hygienerahmenkonzepts
der zuständigen Senatsverwaltung
nicht einhält,

17. entgegen § 11 Absatz 4 Satz 2 oder
Absatz 5 als Verantwortliche oder
Verantwortlicher einer Veranstaltung
in geschlossenen Räumen die Ein-
haltung der zulässigen Teilnehmen-
denzahl nicht gewährleistet und keine
Ausnahme nach Absatz 5 Satz 1, §
12 oder § 13 vorliegt oder im Fall von
Absatz 5 die Regeln des Hygienerah-
menkonzepts der zuständigen Se-
natsverwaltung nicht einhält,

18. entgegen § 11 Absatz 3 als verant-
wortliche Veranstalterin oder verant-
wortlicher Veranstalter einer Veran-
staltung im Freien die Einhaltung der
Hygiene- und Abstandsregeln nicht
gewährleistet,

19. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 3 und
Absatz 3 Satz 5, § 17 Absatz 4, § 18
Absatz 3, § 19 Absatz 3, § 29 Absatz
4, § 31 Absatz 4 Satz 2 oder § 34 Ab-
satz 6, jeweils in Verbindung mit § 4
Absatz 1 bis 5, als Verantwortliche o-
der Verantwortlicher keine Anwesen-
heitsdokumentation führt, diese nicht
vollständig führt, sie nicht für die
Dauer von zwei Wochen aufbewahrt
oder speichert, sie auf deren Verlan-
gen der zuständigen Behörden nicht
zugänglich macht, aushändigt oder
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auf sonstige Weise den Zugriff er-
möglicht, sie nach Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist nicht vernichtet oder
löscht oder anwesende Personen, die
unvollständige oder offensichtlich fal-
sche Angaben machen, den Zutritt o-
der den weiteren Verbleib nicht ver-
wehrt, die Bescheinigung über eine
Testung oder einen Impf- oder Gene-
senennachweis nicht einsieht, die
Identität der die Bescheinigung vorle-
genden Person nicht überprüft oder
nicht sicherstellt, das digitale Anwen-
dungen ordnungsgemäß genutzt wer-
den und keine Ausnahme nach § 4
Absatz 1 Nummer 7, Absatz 3 Satz 3,
vorliegt,

20. (aufgehoben)

21. entgegen § 11 Absatz 7 in geschlos-
senen Räumen gemeinsam singt,
ohne die im Hygienerahmenkonzept
oder in einer Rechtsverordnung der
für Kultur zuständigen Senatsverwal-
tung festgelegten Hygiene- und Infek-
tionsstandards einzuhalten, soweit
keine Ausnahme nach Satz 2 vorliegt,

22. (aufgehoben)
23. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 bei

Versammlungen den Mindestabstand
von 1,5 Metern zu anderen Teilneh-
menden, die nicht zum engsten An-
gehörigenkreis gehören, nicht einhält,

24. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 2 und 3
als die Versammlung veranstaltende
Person kein Schutz- und Hygiene-

auf sonstige Weise den Zugriff er-
möglicht, sie nach Ablauf der Aufbe-
wahrungsfrist nicht vernichtet oder
löscht oder anwesende Personen, die
unvollständige oder offensichtlich fal-
sche Angaben machen, den Zutritt o-
der den weiteren Verbleib nicht ver-
wehrt, die Bescheinigung über eine
Testung oder einen Impf- oder Gene-
senennachweis nicht einsieht, die
Identität der die Bescheinigung vorle-
genden Person nicht überprüft oder
nicht sicherstellt, das digitale Anwen-
dungen ordnungsgemäß genutzt wer-
den und keine Ausnahme nach § 4
Absatz 1 Nummer 7, Absatz 3 Satz 3,
vorliegt,

20. entgegen § 11 Absatz 6 an einer pri-
vaten Veranstaltung oder privaten
Zusammenkunft mit mehr als der
höchstens zulässigen Personenzahl
teilnimmt,

21. entgegen § 11 Absatz 7 in geschlos-
senen Räumen gemeinsam singt,
ohne die im Hygienerahmenkonzept
oder in einer Rechtsverordnung der
für Kultur zuständigen Senatsverwal-
tung festgelegten Hygiene- und Infek-
tionsstandards einzuhalten, soweit
keine Ausnahme nach Satz 2 vorliegt,

22. (aufgehoben)
23. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 bei

Versammlungen den Mindestabstand
von 1,5 Metern zu anderen Teilneh-
menden, die nicht zum engsten An-
gehörigenkreis gehören, nicht einhält,

24. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 2 und 3
als die Versammlung veranstaltende
Person kein Schutz- und Hygiene-
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konzept erstellt oder dieses auf Ver-
langen der Versammlungsbehörde
nicht vorlegt,

25. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 4 als die
Versammlung leitende Person die
Einhaltung des Schutz- und Hygiene-
konzepts bei der Durchführung der
Versammlung nicht sicherstellt,

26. entgegen § 14 Absatz 3 Satz 1 an ei-
ner Versammlung in geschlossen
Räumen teilnimmt, ohne negativ ge-
testet zu sein,

27. entgegen § 16 Absatz 3 als Verant-
wortliche oder Verantwortlicher einer
Verkaufsstelle, eines Kaufhauses o-
der eines Einkaufszentrums (Mall) die
Vorgaben der Zutrittssteuerung ge-
mäß § 3 nicht beachtet,

28. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als
Kundin oder Kunde eines Dienstleis-
tungsgewerbes im Bereich der Kör-
perpflege keine FFP2-Maske trägt
und keine Ausnahme nach § 2 Absatz
2 vorliegt,

29. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als
Personal eines Dienstleistungsge-
werbes im Bereich der Körperpflege
keine medizinische Gesichtsmaske
trägt und keine Ausnahme nach § 2
Absatz 2 vorliegt,

30. (aufgehoben)
31. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 ge-

sichtsnahe sexuelle Dienstleistungen
in Anspruch nimmt,

32. (aufgehoben)
33. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 4 als

Betreiberin oder Betreiber eines
Prostitutionsgewerbes Dienstleistun-
gen nach § 17 Absatz 3 Satz 1 nicht
nur nach Terminvereinbarung und

konzept erstellt oder dieses auf Ver-
langen der Versammlungsbehörde
nicht vorlegt,

25. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 4 als die
Versammlung leitende Person die
Einhaltung des Schutz- und Hygiene-
konzepts bei der Durchführung der
Versammlung nicht sicherstellt,

26. entgegen § 14 Absatz 3 Satz 1 an ei-
ner Versammlung in geschlossen
Räumen teilnimmt, ohne negativ ge-
testet zu sein,

27. entgegen § 16 Absatz 3 als Verant-
wortliche oder Verantwortlicher einer
Verkaufsstelle, eines Kaufhauses o-
der eines Einkaufszentrums (Mall) die
Vorgaben der Zutrittssteuerung ge-
mäß § 3 nicht beachtet,

28. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als
Kundin oder Kunde eines Dienstleis-
tungsgewerbes im Bereich der Kör-
perpflege keine FFP2-Maske trägt
und keine Ausnahme nach § 2 Absatz
2 vorliegt,

29. entgegen § 17 Absatz 2 Satz 2 als
Personal eines Dienstleistungsge-
werbes im Bereich der Körperpflege
keine medizinische Gesichtsmaske
trägt und keine Ausnahme nach § 2
Absatz 2 vorliegt,

30. (aufgehoben)
31. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 1 ge-

sichtsnahe sexuelle Dienstleistungen
in Anspruch nimmt,

32. (aufgehoben)
33. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 4 als

Betreiberin oder Betreiber eines
Prostitutionsgewerbes Dienstleistun-
gen nach § 17 Absatz 3 Satz 1 nicht
nur nach Terminvereinbarung und
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ausschließlich an einzelne Personen
anbietet,

34. (aufgehoben)
35. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 6 keine

FFP2-Maske trägt und keine Aus-
nahme nach § 2 Absatz 2 vorliegt,

36. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Gast-
stätten aufsucht, ohne zu dem in § 8
Absatz 2 Nummer 1 bis 4 genannten
Personenkreis zu gehören und keine
Ausnahme nach Halbsatz 2 oder § 19
Absatz 2 Satz 3 vorliegt,

37. (aufgehoben)
38. entgegen § 18 Absatz 2 Satz 5 als

Gast in Gaststätten Speisen und Ge-
tränke nicht am Tisch verzehrt, soweit
keine Ausnahme nach Satz 6 vorliegt.

39. entgegen § 18 Absatz 2 Satz 1 und 3
als verantwortliche Betreiberin oder
verantwortlicher Betreiber einer Gast-
stätte oder einer Kantine die Einhal-
tung der Hygiene- und Abstandsre-
geln nicht gewährleistet,

40. entgegen § 18 Absatz 3 Satz 1 als
verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber einer Gast-
stätte bei der Öffnung von geschlos-
senen Räumen die im Hygienerah-
menkonzept oder in einer Rechtsver-
ordnung der für Wirtschaft zuständi-
gen Senatsverwaltung festgelegten
Hygiene- und Infektionsstandards
nicht einhält,

41. entgegen § 19 Absatz 1 an Ausflugs-
fahrten, Stadtrundfahrten, Schiffs-
ausflügen oder vergleichbaren Ange-
boten, soweit geschlossene Räume
betroffen sind, teilnimmt, ohne zu

ausschließlich an einzelne Personen
anbietet,

34. (aufgehoben)
35. entgegen § 17 Absatz 3 Satz 6 keine

FFP2-Maske trägt und keine Aus-
nahme nach § 2 Absatz 2 vorliegt o-
der wenn gemäß § 8a Absatz 2 Num-
mer 6 eine negative Testung verlangt
wurde,

36. entgegen § 18 Absatz 1 Satz 1 Gast-
stätten aufsucht, ohne zu dem in § 8
Absatz 2 Nummer 1 bis 4 genannten
Personenkreis zu gehören und keine
Ausnahme nach Halbsatz 2 vorliegt,

37. (aufgehoben)
38. entgegen § 18 Absatz 2 Satz 5 als

Gast in Gaststätten Speisen und Ge-
tränke nicht am Tisch verzehrt, soweit
keine Ausnahme nach Satz 6 vorliegt.

39. entgegen § 18 Absatz 2 Satz 1 und 3
als verantwortliche Betreiberin oder
verantwortlicher Betreiber einer Gast-
stätte oder einer Kantine die Einhal-
tung der Hygiene- und Abstandsre-
geln nicht gewährleistet,

40. entgegen § 18 Absatz 3 Satz 1 als
verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber einer Gast-
stätte bei der Öffnung von geschlos-
senen Räumen die im Hygienerah-
menkonzept oder in einer Rechtsver-
ordnung der für Wirtschaft zuständi-
gen Senatsverwaltung festgelegten
Hygiene- und Infektionsstandards
nicht einhält,

41. entgegen § 19 Absatz 1 an Ausflugs-
fahrten, Stadtrundfahrten, Schiffs-
ausflügen oder vergleichbaren Ange-
boten, soweit geschlossene Räume
betroffen sind, teilnimmt, ohne zu
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dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4
genannten Personenkreis zu gehö-
ren,

42. entgegen § 19 Absatz 2 als verant-
wortliche Betreiberin oder verantwort-
licher Betreiber eines Hotels, eines
Beherbergungsbetriebs, einer Feri-
enwohnung oder ähnlicher Einrich-
tungen Übernachtungen anbietet,
ohne die im Hygienerahmenkonzept
oder in einer Rechtsverordnung der
für Wirtschaft zuständigen Senatsver-
waltung festgelegten Hygiene- und
Infektionsstandards einzuhalten,

43. (aufgehoben)
44. entgegen § 22 Absatz 2 als Selbstän-

dige oder Selbständiger eine Testung
nicht durchführen lässt, eine Beschei-
nigung über eine Testung nicht für die
Dauer von vier Wochen aufbewahrt
oder sie den zuständigen Behörden
auf deren Verlangen nicht zugänglich
macht, soweit keine Ausnahme nach
Absatz vorliegt,

45. entgegen § 27 Absatz 4 Fahrschulen,
Bootsschulen, Flugschulen und ähnli-
che Einrichtungen aufsucht, ohne zu
dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4
genannten Personenkreis zu gehö-
ren,

46. entgegen § 29 Absatz 1 bei der Öff-
nung von Kinos, Theatern, Opern-
häusern, Konzerthäusern und ande-
ren kulturellen Einrichtungen und
Veranstaltungsstätten die Vorgaben
des § 11 nicht beachtet,

47. entgegen § 31 Absatz 1 Satz 1 oder
§ 32 Absatz 2 als Teilnehmende oder
Teilnehmender Sport in gedeckten
Sportanlagen, Fitness- und Tanzstu-

dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4
genannten Personenkreis zu gehö-
ren,

42. entgegen § 19 Absatz 2 als verant-
wortliche Betreiberin oder verantwort-
licher Betreiber eines Hotels, eines
Beherbergungsbetriebs, einer Feri-
enwohnung oder ähnlicher Einrich-
tungen Übernachtungen anbietet,
ohne die im Hygienerahmenkonzept
oder in einer Rechtsverordnung der
für Wirtschaft zuständigen Senatsver-
waltung festgelegten Hygiene- und
Infektionsstandards einzuhalten,

43. (aufgehoben)
44. entgegen § 22 Absatz 2 als Selbstän-

dige oder Selbständiger eine Testung
nicht durchführen lässt, eine Beschei-
nigung über eine Testung nicht für die
Dauer von vier Wochen aufbewahrt
oder sie den zuständigen Behörden
auf deren Verlangen nicht zugänglich
macht, soweit keine Ausnahme nach
Absatz vorliegt,

45. entgegen § 27 Absatz 4 Fahrschulen,
Bootsschulen, Flugschulen und ähnli-
che Einrichtungen aufsucht, ohne zu
dem in § 8 Absatz 2 Nummer 1 bis 4
genannten Personenkreis zu gehö-
ren,

46. entgegen § 29 Absatz 1 bei der Öff-
nung von Kinos, Theatern, Opern-
häusern, Konzerthäusern und ande-
ren kulturellen Einrichtungen und
Veranstaltungsstätten die Vorgaben
des § 11 nicht beachtet,

47. entgegen § 31 Absatz 1 Satz 1 oder
§ 32 Absatz 2 als Teilnehmende oder
Teilnehmender Sport in gedeckten
Sportanlagen, Fitness- und Tanzstu-
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dios, und ähnlichen Einrichtungen so-
wie in Hallenbädern ausübt, ohne zu
dem in § 8a Absatz 2 Nummer 1 ge-
nannten Personenkreis zu gehören
und keine Ausnahme nach § 31 Ab-
satz 3 oder § 32 Absatz 2 vorliegt,

48. entgegen § 31 Absatz 2 als verant-
wortliche Betreiberin oder verantwort-
licher Betreiber einer gedeckten
Sportanlage, eines Hallenbades, ei-
nes Fitness- oder Tanzstudios oder
einer ähnlichen Einrichtung die in ei-
nem gemeinsamen Hygienerahmen-
konzept der für Sport und für Wirt-
schaft zuständigen Senatsverwaltun-
gen festgelegten Hygiene- und Infek-
tionsschutzstandards nicht einhält,

49. (aufgehoben)
50. entgegen § 32 Absatz 1 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-
licher Betreiber Frei- oder Strandbä-
der sowie Hallenbäder ohne Geneh-
migung des örtlich zuständigen Ge-
sundheitsamtes öffnet oder die Ein-
haltung der Hygiene- und Abstands-
regeln nicht gewährleistet,

51. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 1 den
Wettkampfbetrieb ohne ein Nut-
zungs- und Hygienekonzept des je-
weiligen Sportfachverbandes durch-
führt, dessen Regeln nicht beachtet
oder die Einhaltung der zulässigen
Teilnehmendenzahl nicht gewährleis-
tet,

52. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 2 oder
3, Absatz 2 sich an Wettkampfbetrie-
ben beteiligt, ohne negativ getestet
zu sein,

53. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als
verantwortliche Betreiberin oder ver-

dios, und ähnlichen Einrichtungen so-
wie in Hallenbädern ausübt, ohne zu
dem in § 8a Absatz 2 Nummer 1 ge-
nannten Personenkreis zu gehören
und keine Ausnahme nach § 31 Ab-
satz 3 oder § 32 Absatz 2 vorliegt,

48. entgegen § 31 Absatz 2 als verant-
wortliche Betreiberin oder verantwort-
licher Betreiber einer gedeckten
Sportanlage, eines Hallenbades, ei-
nes Fitness- oder Tanzstudios oder
einer ähnlichen Einrichtung die in ei-
nem gemeinsamen Hygienerahmen-
konzept der für Sport und für Wirt-
schaft zuständigen Senatsverwaltun-
gen festgelegten Hygiene- und Infek-
tionsschutzstandards nicht einhält,

49. (aufgehoben)
50. entgegen § 32 Absatz 1 als verant-

wortliche Betreiberin oder verantwort-
licher Betreiber Frei- oder Strandbä-
der sowie Hallenbäder ohne Geneh-
migung des örtlich zuständigen Ge-
sundheitsamtes öffnet oder die Ein-
haltung der Hygiene- und Abstands-
regeln nicht gewährleistet,

51. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 1 den
Wettkampfbetrieb ohne ein Nut-
zungs- und Hygienekonzept des je-
weiligen Sportfachverbandes durch-
führt, dessen Regeln nicht beachtet
oder die Einhaltung der zulässigen
Teilnehmendenzahl nicht gewährleis-
tet,

52. entgegen § 33 Absatz 1 Satz 2 oder
3, Absatz 2 sich an Wettkampfbetrie-
ben beteiligt, ohne negativ getestet
zu sein,

53. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als
verantwortliche Betreiberin oder ver-
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antwortlicher Betreiber die geschlos-
senen Räume einer Tanzlustbarkeit
oder eines ähnlichen Unternehmens
ohne Einhaltung der 2G-Bedingung
für den Publikumsverkehr öffnet oder
die Einhaltung der zulässigen Teil-
nehmendenzahl nicht gewährleistet,

53a. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als
Besucherin oder Besucher eine
Tanzlustbarkeit in geschlossenen
Räumen aufsucht ohne zum in § 8a
Absatz 2 Nummer 1 genannten Per-
sonenkreis zu gehören,

54. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 2 als
Besucherin oder Besucher eine
Tanzlustbarkeit oder ein ähnliches
Unternehmen im Freien aufsucht
ohne negativ getestet zu sein,

55. entgegen § 34 Absatz 2 Satz 1 als
verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber Saunen, Ther-
men oder ähnliche Einrichtungen
ohne Einhaltung der 2G-Bedingung
für den Publikumsverkehr öffnet,

56.  entgegen § 34 Absatz 2 Satz 2 als
verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber für Saunen,
Thermen oder ähnliche Einrichtungen
mehr als die nach der Fläche der Ver-
kaufsfläche oder des Geschäftsrau-
mes höchstens zulässige Personen-
zahl einlässt,

57. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 1 als
Besucherin oder Besucher Vergnü-
gungsstätten, Freizeitparks oder Be-
triebe für Freizeitaktivitäten sowie
Spielhallen, Spielbanken, Wettver-
mittlungsstellen und ähnliche Be-
triebe aufsucht, ohne zu dem in § 8a

antwortlicher Betreiber eine Tanzlust-
barkeit oder ein ähnliches Unterneh-
men in geschlossenen Räumen an-
bietet,

53a. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1 als
Besucherin oder Besucher an einer
Tanzlustbarkeit in geschlossenen
Räumen teilnimmt,

54. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 2 als
Besucherin oder Besucher eine
Tanzlustbarkeit oder ein ähnliches
Unternehmen im Freien aufsucht
ohne zum in § 8a Absatz 2 Nummer
1 genannten Personenkreis zu gehö-
ren,

55. entgegen § 34 Absatz 2 Satz 1 als
verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber Saunen, Ther-
men oder ähnliche Einrichtungen
ohne Einhaltung der 2G-Bedingung
für den Publikumsverkehr öffnet,

56.  entgegen § 34 Absatz 2 Satz 2 als
verantwortliche Betreiberin oder ver-
antwortlicher Betreiber für Saunen,
Thermen oder ähnliche Einrichtungen
mehr als die nach der Fläche der Ver-
kaufsfläche oder des Geschäftsrau-
mes höchstens zulässige Personen-
zahl einlässt,

57. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 1 als
Besucherin oder Besucher Vergnü-
gungsstätten, Freizeitparks oder Be-
triebe für Freizeitaktivitäten sowie
Spielhallen, Spielbanken, Wettver-
mittlungsstellen und ähnliche Be-
triebe aufsucht, ohne zu dem in § 8a
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Absatz 2 Nummer 1 genannten Per-
sonenkreis zu gehören,

58. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 2 als
Betreiberin oder Betreiber von Ver-
gnügungsstätten, Freizeitparks oder
Betrieben für Freizeitaktivitäten sowie
Spielhallen, Spielbanken, Wettver-
mittlungsstellen und ähnliche Be-
triebe mehr als die nach der Fläche
der Verkaufsfläche oder des Ge-
schäftsraumes höchstens zulässige
Personenzahl einlässt,

59. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 3 als
Personal in Arztpraxen oder einer an-
deren Gesundheitseinrichtung keine
medizinische Gesichtsmaske trägt
und keine Ausnahme nach Satz 5 o-
der § 2 Absatz 2 vorliegt,

60. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 4 als
Patientin oder Patient oder als deren
oder dessen Begleitperson keine
FFP2-Maske trägt und keine Aus-
nahme nach Satz 5 oder § 2 Absatz 2
vorliegt.

Absatz 2 Nummer 1 genannten Per-
sonenkreis zu gehören,

58. entgegen § 34 Absatz 3 Satz 2 als
Betreiberin oder Betreiber von Ver-
gnügungsstätten, Freizeitparks oder
Betrieben für Freizeitaktivitäten sowie
Spielhallen, Spielbanken, Wettver-
mittlungsstellen und ähnliche Be-
triebe mehr als die nach der Fläche
der Verkaufsfläche oder des Ge-
schäftsraumes höchstens zulässige
Personenzahl einlässt,

59. entgegen § 35 Absatz 1 Satz 3 als
Personal in Arztpraxen oder einer an-
deren Gesundheitseinrichtung keine
medizinische Gesichtsmaske trägt
und keine Ausnahme nach Satz 5 o-
der § 2 Absatz 2 vorliegt,
entgegen § 35 Absatz 1 Satz 4 als
Patientin oder Patient oder als deren
oder dessen Begleitperson keine
FFP2-Maske trägt und keine Aus-
nahme nach Satz 5 oder § 2 Absatz 2
vorliegt.

§ 42
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin in Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des
19. Dezember 2021 außer Kraft.

§ 42
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach
der Verkündung im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für Berlin in Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des
2. Januar 2022 außer Kraft.
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II. Wortlaut der zitierten Rechtsvorschriften

§ 28  Infektionsschutzgesetz
Schutzmaßnahmen

(1) Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Aus-
scheider festgestellt oder ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsver-
dächtig oder Ausscheider war, so trifft die zuständige Behörde die notwendigen
Schutzmaßnahmen, insbesondere die in § 28a Absatz 1 und in den §§ 29 bis 31
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer
Krankheiten erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort,
an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlas-
sen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter bestimm-
ten Bedingungen zu betreten. Unter den Voraussetzungen von Satz 1 kann die zu-
ständige Behörde Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen
beschränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 genannte Gemein-
schaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. Eine Heilbehandlung darf nicht
angeordnet werden. Die Grundrechte der körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Ab-
satz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Freiheit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz
2 des Grundgesetzes), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des Grundgesetzes),
der Freizügigkeit (Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit
der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grundgesetzes) werden insoweit einge-
schränkt.

(2) Wird festgestellt, dass eine Person in einer Gemeinschaftseinrichtung an Masern
erkrankt, dessen verdächtig oder ansteckungsverdächtig ist, kann die zuständige
Behörde Personen, die weder einen Impfschutz, der den Empfehlungen der Stän-
digen Impfkommission entspricht, noch eine Immunität gegen Masern durch ärztli-
ches Zeugnis nachweisen können, die in § 34 Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten
Verbote erteilen, bis eine Weiterverbreitung der Krankheit in der Gemeinschaftsein-
richtung nicht mehr zu befürchten ist.

(3) Für Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 gilt § 16 Abs. 5 bis 8, für ihre Über-
wachung außerdem § 16 Abs. 2 entsprechend.

§ 28a Infektionsschutzgesetz
Besondere Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der

Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19)

(1) Notwendige Schutzmaßnahmen im Sinne des § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 zur
Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) können
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für die Dauer der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite
nach § 5 Absatz 1 Satz 1 durch den Deutschen Bundestag insbesondere sein

1. Anordnung eines Abstandsgebots im öffentlichen Raum,

2. Verpflichtung zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung (Maskenpflicht),

3. Ausgangs- oder Kontaktbeschränkungen im privaten sowie im öffentlichen
Raum,

4. Verpflichtung zur Erstellung und Anwendung von Hygienekonzepten für Be-
triebe, Einrichtungen oder Angebote mit Publikumsverkehr,

5. Untersagung oder Beschränkung von Freizeitveranstaltungen und ähnlichen
Veranstaltungen,

6. Untersagung oder Beschränkung des Betriebs von Einrichtungen, die der Frei-
zeitgestaltung zuzurechnen sind,

7. Untersagung oder Beschränkung von Kulturveranstaltungen oder des Betriebs
von Kultureinrichtungen,

8. Untersagung oder Beschränkung von Sportveranstaltungen und der Sportaus-
übung,

9. umfassendes oder auf bestimmte Zeiten beschränktes Verbot der Alkoholab-
gabe oder des Alkoholkonsums auf bestimmten öffentlichen Plätzen oder in
bestimmten öffentlich zugänglichen Einrichtungen,

10. Untersagung von oder Erteilung von Auflagen für das Abhalten von Veranstal-
tungen, Ansammlungen, Aufzügen, Versammlungen sowie religiösen oder
weltanschaulichen Zusammenkünften,

11. Untersagung oder Beschränkung von Reisen; dies gilt insbesondere für touris-
tische Reisen,

12. Untersagung oder Beschränkung von Übernachtungsangeboten,

13. Untersagung oder Beschränkung des Betriebs von gastronomischen Einrich-
tungen,

14. Schließung oder Beschränkung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder Groß-
handel,

15. Untersagung oder Beschränkung des Betretens oder des Besuchs von Einrich-
tungen des Gesundheits- oder Sozialwesens,

16. Schließung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33, Hochschulen,
außerschulischen Einrichtungen der Erwachsenenbildung oder ähnlichen Ein-
richtungen oder Erteilung von Auflagen für die Fortführung ihres Betriebs oder



56

17. Anordnung der Verarbeitung der Kontaktdaten von Kunden, Gästen oder Ver-
anstaltungsteilnehmern, um nach Auftreten einer Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 mögliche Infektionsketten nachverfolgen und unterbrechen
zu können.

(2) Die Anordnung der folgenden Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 in Verbindung
mit § 28 Absatz 1 ist nur zulässig, soweit auch bei Berücksichtigung aller bisher
getroffenen anderen Schutzmaßnahmen eine wirksame Eindämmung der Verbrei-
tung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erheblich gefährdet wäre:

1. Untersagung von Versammlungen oder Aufzügen im Sinne von Artikel 8 des
Grundgesetzes und von religiösen oder weltanschaulichen Zusammenkünften
nach Absatz 1 Nummer 10,

2. Anordnung einer Ausgangsbeschränkung nach Absatz 1 Nummer 3, nach der
das Verlassen des privaten Wohnbereichs nur zu bestimmten Zeiten oder zu
bestimmten Zwecken zulässig ist, und

3. Untersagung des Betretens oder des Besuchs von Einrichtungen im Sinne von
Absatz 1 Nummer 15, wie zum Beispiel Alten- oder Pflegeheimen, Einrichtun-
gen der Behindertenhilfe, Entbindungseinrichtungen oder Krankenhäusern für
enge Angehörige von dort behandelten, gepflegten oder betreuten Personen.

Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 Nummer 15 dürfen nicht zur vollständigen Isola-
tion von einzelnen Personen oder Gruppen führen; ein Mindestmaß an sozialen
Kontakten muss gewährleistet bleiben.

(3) Entscheidungen über Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der
Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nach Absatz 1 in Verbindung mit § 28 Ab-
satz 1, nach § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 und den §§ 29 bis 32 sind insbesondere an
dem Schutz von Leben und Gesundheit und der Funktionsfähigkeit des Gesund-
heitssystems auszurichten. Die Schutzmaßnahmen sollen unter Berücksichtigung
des jeweiligen Infektionsgeschehens regional bezogen auf die Ebene der Land-
kreise, Bezirke oder kreisfreien Städte an den Schwellenwerten nach Maßgabe der
Sätze 4 bis 12 ausgerichtet werden, soweit Infektionsgeschehen innerhalb eines
Landes nicht regional übergreifend oder gleichgelagert sind. Die Länder Berlin und
die Freie und Hansestadt Hamburg gelten als kreisfreie Städte im Sinne des Satzes
2. Maßstab für die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen ist insbesondere die Anzahl
der Neuinfektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohnern in-
nerhalb von sieben Tagen. Bei Überschreitung eines Schwellenwertes von über 50
Neuinfektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen sind umfassende
Schutzmaßnahmen zu ergreifen, die eine effektive Eindämmung des Infektionsge-
schehens erwarten lassen. Bei Überschreitung eines Schwellenwertes von über 35
Neuinfektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen sind breit ange-
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legte Schutzmaßnahmen zu ergreifen, die eine schnelle Abschwächung des Infek-
tionsgeschehens erwarten lassen. Unterhalb eines Schwellenwertes von 35 Neuin-
fektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen kommen insbesondere
Schutzmaßnahmen in Betracht, die die Kontrolle des Infektionsgeschehens unter-
stützen. Vor dem Überschreiten eines Schwellenwertes sind die in Bezug auf den
jeweiligen Schwellenwert genannten Schutzmaßnahmen insbesondere bereits
dann angezeigt, wenn die Infektionsdynamik eine Überschreitung des jeweiligen
Schwellenwertes in absehbarer Zeit wahrscheinlich macht. Bei einer bundesweiten
Überschreitung eines Schwellenwertes von über 50 Neuinfektionen je 100 000 Ein-
wohner innerhalb von sieben Tagen sind bundesweit abgestimmte umfassende, auf
eine effektive Eindämmung des Infektionsgeschehens abzielende Schutzmaßnah-
men anzustreben. Bei einer landesweiten Überschreitung eines Schwellenwertes
von über 50 Neuinfektionen je 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen sind
landesweit abgestimmte umfassende, auf eine effektive Eindämmung des Infekti-
onsgeschehens abzielende Schutzmaßnahmen anzustreben. Nach Unterschrei-
tung eines in den Sätzen 5 und 6 genannten Schwellenwertes können die in Bezug
auf den jeweiligen Schwellenwert genannten Schutzmaßnahmen aufrechterhalten
werden, soweit und solange dies zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavi-
rus-Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist. Die in den Landkreisen, Bezirken
oder kreisfreien Städten auftretenden Inzidenzen werden zur Bestimmung des nach
diesem Absatz jeweils maßgeblichen Schwellenwertes durch das Robert Koch-
Institut im Rahmen der laufenden Fallzahlenberichterstattung auf dem RKI-
Dashboard unter der Adresse http://corona.rki.de im Internet veröffentlicht.

(4) Im Rahmen der Kontaktdatenerhebung nach Absatz 1 Nummer 17 dürfen von
den Verantwortlichen nur personenbezogene Angaben sowie Angaben zum Zeit-
raum und zum Ort des Aufenthaltes erhoben und verarbeitet werden, soweit dies
zur Nachverfolgung von Kontaktpersonen zwingend notwendig ist. Die Verantwort-
lichen haben sicherzustellen, dass eine Kenntnisnahme der erfassten Daten durch
Unbefugte ausgeschlossen ist. Die Daten dürfen nicht zu einem anderen Zweck als
der Aushändigung auf Anforderung an die nach Landesrecht für die Erhebung der
Daten zuständigen Stellen verwendet werden und sind vier Wochen nach Erhebung
zu löschen. Die zuständigen Stellen nach Satz 3 sind berechtigt, die erhobenen
Daten anzufordern, soweit dies zur Kontaktnachverfolgung nach § 25 Absatz 1 er-
forderlich ist. Die Verantwortlichen nach Satz 1 sind in diesen Fällen verpflichtet,
den zuständigen Stellen nach Satz 3 die erhobenen Daten zu übermitteln. Eine Wei-
tergabe der übermittelten Daten durch die zuständigen Stellen nach Satz 3 oder
eine Weiterverwendung durch diese zu anderen Zwecken als der Kontaktnachver-
folgung ist ausgeschlossen. Die den zuständigen Stellen nach Satz 3 übermittelten
Daten sind von diesen unverzüglich irreversibel zu löschen, sobald die Daten für die
Kontaktnachverfolgung nicht mehr benötigt werden.
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(5) Rechtsverordnungen, die nach § 32 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 und § 28a
Absatz 1 erlassen werden, sind mit einer allgemeinen Begründung zu versehen und
zeitlich zu befristen. Die Geltungsdauer beträgt grundsätzlich vier Wochen; sie kann
verlängert werden.

(6) Schutzmaßnahmen nach Absatz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1, nach § 28
Absatz 1 Satz 1 und 2 und nach den §§ 29 bis 31 können auch kumulativ angeordnet
werden, soweit und solange es für eine wirksame Verhinderung der Verbreitung der
Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) erforderlich ist. Bei Entscheidungen über
Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-
2019 (COVID-19) sind soziale, gesellschaftliche und wirtschaftliche Auswirkungen
auf den Einzelnen und die Allgemeinheit einzubeziehen und zu berücksichtigen, so-
weit dies mit dem Ziel einer wirksamen Verhinderung der Verbreitung der Corona-
virus-Krankheit-2019 (COVID-19) vereinbar ist. Einzelne soziale, gesellschaftliche
oder wirtschaftliche Bereiche, die für die Allgemeinheit von besonderer Bedeutung
sind, können von den Schutzmaßnahmen ausgenommen werden, soweit ihre Ein-
beziehung zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019
(COVID-19) nicht zwingend erforderlich ist.

(7) Nach dem Ende einer durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz
1 festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite können die Absätze 1
bis 6 auch angewendet werden, soweit und solange sich die Coronavirus-Krankheit-
2019 (COVID-19) nur in einzelnen Ländern ausbreitet und das Parlament in einem
betroffenen Land die Anwendbarkeit der Absätze 1 bis 6 dort feststellt.

§ 32 Infektionsschutzgesetz
Erlass von Rechtsverordnungen

Die Landesregierungen werden ermächtigt, unter den Voraussetzungen, die für
Maßnahmen nach den §§ 28, 28a und 29 bis 31 maßgebend sind, auch durch
Rechtsverordnungen entsprechende Gebote und Verbote zur Bekämpfung über-
tragbarer Krankheiten zu erlassen. Die Landesregierungen können die Ermächti-
gung durch Rechtsverordnung auf andere Stellen übertragen. Die Grundrechte der
körperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes), der Frei-
heit der Person (Artikel 2 Absatz 2 Satz 2 des Grundgesetzes), der Freizügigkeit
(Artikel 11 Absatz 1 des Grundgesetzes), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 des
Grundgesetzes), der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 Absatz 1 des Grund-
gesetzes) und des Brief- und Postgeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes)
können insoweit eingeschränkt werden.
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§ 11 COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung
Ermächtigung der Landesregierungen zu Erleichterungen und Ausnahmen

Die Landesregierungen werden ermächtigt, Erleichterungen und Ausnahmen von
den auf Grund der Vorschriften im fünften Abschnitt des Infektionsschutzgesetzes
erlassenen landesrechtlichen Geboten oder Verboten für geimpfte Personen, gene-
sene Personen und getestete Personen zu regeln, soweit diese Verordnung nichts
anderes regelt. Dies gilt im Hinblick auf Schutzmaßnahmen nach § 28b des Infekti-
onsschutzgesetzes nur für weitergehende Schutzmaßnahmen der Länder nach §
28b Absatz 5 des Infektionsschutzgesetzes.

§ 2 Berliner COVID-19- Parlamentsbeteiligungsgesetz
Verordnungsermächtigung

Der Senat wird nach Maßgabe dieses Gesetzes ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung die erforderlichen Maßnahmen nach den §§ 28 bis 31 des Infektionsschutz-
gesetzes zu treffen. Er kann diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf an-
dere Stellen, insbesondere die jeweils zuständigen Senatsverwaltungen, übertra-
gen.

§ 3 Berliner COVID-19- Parlamentsbeteiligungsgesetz
Beteiligung des Abgeordnetenhauses

Der Senat übersendet dem Abgeordnetenhaus unverzüglich nach Beschlussfas-
sung auf elektronischem Wege Rechtsverordnungen oder sonstige allgemeine Re-
gelungen mit Maßnahmen nach den §§ 4 und 5 dieses Gesetzes, die zu begründen
sind. Die Präsidentin oder der Präsident beruft unbeschadet der sonstigen Rege-
lungen der Geschäftsordnung mit Zustimmung des Ältestenrats unverzüglich eine
Sondersitzung des Abgeordnetenhauses ein, soweit der Senat oder sonstige Stel-
len nach § 2 Satz 2 Maßnahmen nach § 4 ergreifen wollen. Gegenstand der Bera-
tung des Abgeordnetenhauses könne neben den Maßnahmen nach § 4 auch solche
nach § 5 sowie grundlegende oder vorbereitende Dokumente sein, die in solche
Maßnahmen münden sollen, insbesondere soweit sie öffentlich zugänglich sind.
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